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Gemeindebund

Vorwort

Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser!

Die vorliegende Studie „Zentraleuropäische Gemeindeentwicklung“ führt die im Jahr
2006 publizierte Forschungsarbeit „Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen im
ländlichen Raum“ fort. Die damaligen Ergebnisse wurden anlässlich des Österreichi-
schen Gemeindetags in Wien einem breiten Publikum vorgestellt. Die wichtigsten
Erkenntnisse und Thesen wurden darüber hinaus in der RFG-Schriftenreihe (4a/2006)
publiziert. Die Vorstudie zeigt vielfältige Möglichkeiten auf, wie Bund, Länder, Gemein-
devertreter und besonders Bürgerinnen und Bürger sowie Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister in ländlichen Gemeinden ein Milieu schaffen können, das die Entwicklung
einer leistungsfähigen klein- und mittelbetrieblichen Wirtschaftsstruktur begünstigt.

Nun hat das Forscherteam seinen Bezugsrahmen erweitert und in der Folgestudie die
Entwicklung von günstigen Rahmenbedingungen für KMU in ländlichen Gemeinden der
mittel- und osteuropäischen Nachbarländer Österreichs untersucht. Ziel war es,
Ansatzpunkte für einen Knowhowtransfer auf Gemeindeebene zu finden. Es ging um
die Frage, wie und unter welchen Bedingungen die Erkenntnisse der ersten Studie auf
die ländlichen Gemeinden Zentraleuropas übertragbar sind.

Fest steht, dass die Bedürfnisse der Menschen hier wie dort gleich sind. Menschen wol-
len im Regelfall dort Arbeit finden, wo sie wohnen. Ziel der Gemeinden muss es sein,
den Lebensstandard für die Bürgerinnen und Bürger zu heben und das Leben in der
Gemeinde arbeits- und damit auch familienfreundlich zu gestalten. Klein- und Mittelbe-
triebe sind das Rückgrat jeder entwickelten Volkswirtschaft und von zentraler Bedeu-
tung für den Wirtschaftsstandort „ländlicher Raum“. Erkenntnis darüber zu erlangen,
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wie es sich in unseren östlichen Nachbarländern verhält und ob es dort möglich ist mit
den gleichen oder ähnlichen Mitteln günstige Rahmenbedingungen für KMU zu schaf-
fen, muss für alle Bürgermeisterinnen und Bürgermeister in einem gemeinsamen
Europa von Interesse sein.

Unser besonderer Dank gilt dem Autorenteam unter der Leitung von Univ.-Prof. Josef
Mugler, das auf der Basis aufwendiger Befragungen unter Gemeindemandataren, Bür-
gern und Wirtschaftstreibenden die vorliegende Studie erarbeitet hat.

Die grundlegenden Erkenntnisse über den derzeitigen Stand und die Zukunftsaussich-
ten des ländlichen Raumes in Tschechien, der Slowakei, Ungarn und Slowenien, sollen
in der hier präsentierten Kurzfassung dargestellt werden.

Wir wünschen eine angeregte und informative Lektüre und hoffen Ihr Interesse auf die
Gesamtstudie, die im Jänner 2009 erscheinen wird, zu wecken.

Generalsekretär
Vortr. Hofrat Dr. Robert Hink

Vorsitzender des Vorstandes
Mag. Alois Steinbichler

Präsident
Bgm. Helmut Mödlhammer

Wien, November 2008
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1.  ZIEL DER STUDIE

Die Integration in die Europäische Union (EU) stellt die neuen Mitgliedsländer in Mittel-
und Osteuropa nicht nur auf gesamtstaatlicher Ebene vor große Herausforderungen,
sondern muss auch von den Gemeinden mit geeigneten Strategien getragen werden.
Dazu gehört auch die Schaffung von förderlichen Rahmenbedingungen für eine posi-
tive Entwicklung der Klein- und Mittelbetriebe vor Ort. Diese sind besonders im
ländlichen bzw. strukturell benachteiligten Raum die treibende Wirtschaftskraft und ste-
hen somit im Zentrum des Interesses der Regionalentwicklung. Das unmittelbare wirt-
schaftliche, rechtliche und gesellschaftliche Umfeld, in dem Klein- und Mittelbetriebe
tätig sind, erhält daher erhöhte Aufmerksamkeit in Politik und Forschung.

Durch die erfolgreiche Gestaltung günstiger Rahmenbedingungen für Klein- und Mittel-
betriebe im ländlichen Raum kann die Kommunalpolitik wesentlich zur Stärkung des
Wirtschaftsstandorts und damit zur Verbesserung der Beschäftigungssituation vor
Ort beitragen. Eine positive Entwicklung der Klein- und Mittelbetriebe in ländlichen
Gemeinden hat überdies auch direkten Einfluss auf die Lebensqualität der Gemein-
debevölkerung.

E Zum Ersten führt beispielsweise die Schaffung von Arbeitsplätzen zu einer Erhö-
hung der Haushaltseinkommen bzw. des Lebensstandards und zu einer geringeren
Anzahl an Auspendlern.

E Zum Zweiten vergrößert sich durch einen stärkeren Zufluss an Abgaben der finan-
zielle Spielraum der Gemeinden für Förderprogramme und Infrastrukturinvestitio-
nen.

Dieses Zusammenspiel setzt im Idealfall eine positive Entwicklungsspirale in Gang,
indem es infolge steigender Kommunalsteuereinnahmen zu einer kontinuierlichen Ver-
besserung der Rahmenbedingungen für Bevölkerung und Unternehmerschaft und
damit zu einer steigenden Gesamtattraktivität der Gemeinde kommt.

Um eine zügige Heranführung der wirtschaftlichen Strukturen sowie der Leistungsfä-
higkeit der Volkswirtschaften der mittel- und osteuropäischen Nachbarländer Öster-
reichs (in der vorliegenden Studie Tschechien, Slowakei, Ungarn und Slowenien) zu
fördern und damit die Integration dieser Staaten in den Europäischen Wirtschaftsraum
zu beschleunigen, gilt es, die Gemeinden in diesen Ländern bei der Entwicklung
adäquater wirtschaftspolitischer Maßnahmen auf kommunaler Ebene zu unterstützen.
Dafür braucht es eine intensive grenzüberschreitende Zusammenarbeit sowie
einen Informations- und Knowhowtransfer zwischen den Gemeinden Österreichs und
den Gemeinden der mittel- und osteuropäischen Nachbarländer (MOEN). Von einer
positiven Entwicklung der Volkswirtschaften der MOEN und stabilen gesellschaftlichen
Verhältnissen in diesen Ländern profitiert nicht nur die dortige Bevölkerung, sondern
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der gesamte Europäische Wirtschaftsraum und hier insb Österreich aufgrund seiner
starken Außenhandelsverflechtungen mit diesen Ländern.

Als Basis für einen erfolgreichen grenzüberschreitenden Knowhowtransfer braucht es
zuallererst Wissen über in Österreich erfolgreiche Maßnahmen für eine positive Ausge-
staltung der Entwicklung regionaler Wirtschaftsstrukturen im ländlichen Raum. Denn je
besser wir die Auswirkungen verschiedener Elemente der Kommunalpolitik auf die Rah-
menbedingungen für Klein- und Mittelunternehmen kennen, desto zielgerichteter kön-
nen wir Gemeinden im In- und Ausland unterstützen. Daraus resultiert die Notwendig-
keit ein funktionsfähiges Instrumentarium auszuarbeiten. Um eine solche Zusam-
menstellung wirkungsvoller Elemente wirtschaftsorientierter Kommunalpolitik zu schaf-
fen, wurde im Vorprojekt von Mugler/Fink/Loidl „Erhaltung und Schaffung von Arbeits-
plätzen im ländlichen Raum“ (2006) bzw „Gestaltung günstiger Rahmenbedingungen
für Klein- und Mittelbetriebe“ (RFG-Schriftenreihe 4a/2006) das Zusammenwirken ver-
schiedener Faktoren für eine positive wirtschaftliche Entwicklung im ländlichen Raum
analysiert. Das Ziel des Vorprojekts war es, erfolgreiche wirtschaftspolitische Maßnah-
men auf kommunaler Ebene zur Gestaltung förderlicher Rahmenbedingungen für
Klein- und Mittelunternehmen und damit zur Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplät-
zen im ländlichen Raum Österreichs zu identifizieren.

Auf Basis eines ganzheitlichen Verständnisses wurde den Ursachen für die unter-
schiedlichen Entwicklungsverläufe von 18 österreichischen Gemeinden nachgegan-
gen. In der Regel handelte es sich nicht um einfache, eindeutige Ursachen, sondern um
komplexe Ursachengefüge. Bei der Definition von Handlungsvorschlägen für Interven-
tionen in Gemeindesysteme genügte es daher nicht, bloß Einzelursachen zu entde-
cken. Es war vielmehr notwendig, das Wirkungsgefüge zwischen verschiedenen Varia-
blen zu rekonstruieren. Erst auf Basis dieser Rekonstruktion der Ursachengefüge,
die als ursächlich für wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklungen positiver oder
negativer Art in ländlichen Kleinräumen erkannt wurden, konnten Empfehlungen für
Interventionen in die laufenden Entwicklungsprozesse gegeben werden. So wurden
bekannte Instrumente für wirksame Interventionen in Entwicklungsprozesse im ländli-
chen Raum neu bewertet bzw. überhaupt neue Instrumente geprägt. Es entstand eine
Zusammenstellung von als Thesen formulierten Handlungsempfehlungen. Diese The-
sen bilden die Ausgangsbasis für diese Untersuchung.

Die vorliegende Studie zielt darauf ab, die in Österreich als erfolgreich identifizierten
wirtschaftsorientierten kommunalpolitischen Maßnahmen auf ihre Übertragbarkeit auf
die ländlichen Gemeinden der mittel- und osteuropäischen Nachbarländer zu untersu-
chen. Dabei gilt es zu berücksichtigen, dass bei der Übertragbarkeit solcher Maßnah-
men zwei Arten von Hindernissen auftreten:

E Zum einen bestehen Hindernisse der Übertragbarkeit, die den einzelnen Maßnah-
men selbst anhaften (push blocker). Solche Maßnahmen können prinzipiell nicht
auf eine andere Gemeinde übertragen werden, da sie von Ressourcen abhängig
sind, die in keinem anderen Kontext zu finden sind. Die positive Wirkung dieser Maß-
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nahmen beruht nämlich auf einer einmaligen, nicht imitierbaren Konstellation von
Erfolgsfaktoren. Mit diesem Wissen können sinnlose Transferversuche a priori un-
terbunden werden.

E Zum anderen stößt man beim Knowhowtransfer auf Hindernisse, deren Ursache in
den politischen, institutionellen oder personellen Gegebenheiten in den Zielge-
meinden liegen. Darunter sind jene Hindernisse der Übertragbarkeit zu verstehen,
die den Zielgemeinden anhaften (pull blocker). Diese Hindernisse treten auf, wenn
wirtschaftspolitische Maßnahmen auf kommunaler Ebene zwar prinzipiell auf ande-
re Gemeinden übertragbar sind, die Zielgemeinde jedoch nicht über die für die
Übertragung notwendigen Voraussetzungen verfügt. Diese Hindernisse begründen
potenziell Handlungsbedarf.

Um die ländlichen Gemeinden in den MOEN bei der Entwicklung einer leistungsfähigen
regionalen Wirtschaftsstruktur unterstützen zu können, wird die Zusammenstellung der
in Österreich erfolgreichen Maßnahmen auf Basis der Ergebnisse eines Experten-
workshops und einer großzahligen Erhebung in den Zielländern um jene Handlungs-
vorschläge reduziert, die nicht auf diese Zielgemeinden übertragbar sind. In den
einzelnen Ländern differenzieren wir nach Regionen, die auf Basis volkswirtschaftlicher
Indikatoren gebildet wurden. So entsteht ein nach Zielregionen differenziertes Maß-
nahmenportfolio, aus dem jede Gemeinde in den Zielländern eine für sie entspre-
chende Aufarbeitung von Handlungsempfehlungen vorfindet.

Darüber hinaus werden im Rahmen der Analyse Defizite der Übertragbarkeit der
jeweiligen Maßnahme in den einzelnen Regionen identifiziert. Es wird sichtbar, welche
Voraussetzungen für die Übertragung vorerst nicht implementierbarer Maßnahmen in
den Gemeinden der jeweiligen Region derzeit noch fehlen. Daraus ergibt sich Hand-
lungsbedarf auf kommunaler und nationaler Ebene.

Die Ergebnisse dieser Studie machen deutlich, dass der Fokus der Regionalentwick-
lung verstärkt auf die Zusammenarbeit der kleinen Einheiten (Gemeinden) gelegt
werden muss. Hier setzen auch Initiativen der EU (zB LEADER+ oder INTERREG) an,
die zudem die Einbindung zivilgesellschaftlicher Akteure in die Regionalentwick-
lung – neben Unternehmern und Gemeindeverantwortlichen – fördern. Die in dieser
Studie vorgeschlagenen Maßnahmen können die Voraussetzungen für eine erfolgrei-
che Entwicklung in einem gemeinsamen Wirtschafts- und Gesellschaftsraum schaffen.
Einen wichtigen Beitrag dazu kann der gezielte Knowhowtransfer erfolgreicher wirt-
schaftsorientierter Maßnahmen auf kommunaler Ebene unter Berücksichtigung des
lokalen Kontextes leisten. Den Weg für einen erfolgreichen, effizienten Knowhowtrans-
fer soll das Projekt mitbereiten.
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2.  STUDIENDESIGN

Ausgehend von den Ergebnissen der Vorstudie wurde in zwei Schritten eine Auswahl
getroffen, welche der dort präsentierten wirtschaftspolitischen Maßnahmen bezüglich
ihrer Übertragbarkeit in Gemeinden der mittel- und osteuropäischen Nachbarländer
Österreichs überprüft werden sollen.

Erster Auswahlschritt: In einem Workshop mit Bürgermeistern, Gemeinderäten und
Nationalratsabgeordneten wurden 60 Maßnahmen zur Gestaltung günstiger Rahmen-
bedingungen für KMU im ländlichen Raum in Hinsicht auf ihre prinzipielle Übertragbar-
keit auf andere Gemeinden evaluiert. In dem Workshop konnte die Liste der
Maßnahmen auf 31 grundsätzlich auf andere Gemeinden übertragbare Maßnahmen
verdichtet werden.

Zweiter Auswahlschritt: Im Rahmen einer großzahligen Fragebogenerhebung wur-
den in den Zielländern Bürgermeister ländlicher Gemeinden befragt.

Mit der Befragung wurden zwei Ziele verfolgt:

E Erstens eine Annäherung an das Untersuchungsfeld zur Vorbereitung der qualitati-
ven Erhebung,

E zweitens eine empirisch fundierte Auswahl von Maßnahmen, die bezüglich ihrer
Übertragbarkeit in andere geografische Kontexte evaluiert werden sollten.

2.1  Fragebogenerhebung als Ausgangsbasis

Die Fragebogenerhebung wurde im Frühjahr 2007 vom Institut für Betriebswirtschafts-
lehre der Klein- und Mittelbetriebe an der Wirtschaftsuniversität Wien unter Bürger-
meistern ländlicher Gemeinden in Tschechien, der Slowakei, Ungarn und Slowenien
durchgeführt. Die Fragebögen und das Anschreiben wurden in die jeweilige Landes-
sprache übersetzt. Die Samplegröße betrug 1.710 Gemeinden.

Das Sample setzte sich aus

E 210 slowenischen (Vollerhebung),

E 500 tschechischen (Zufallsstichprobe, Grundgesamtheit 6.244),

E 500 slowakischen (Zufallsstichprobe, Grundgesamtheit 2.891)

E und 500 ungarischen (Zufallsstichprobe, Grundgesamtheit 3.154) Gemeinden zu-
sammen.
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Es wurden keine rücklauffördernden Maßnahmen gesetzt. Dennoch standen für die
Analyse 211 Fragebögen zur Verfügung. Dies entspricht einer Rücklaufquote von 12,3
Prozent. Der Rücklauf lässt sich wie folgt beschreiben:

E Die Gemeinden im tschechischen Sample bestehen mehrheitlich aus nur einem
Ortsteil und haben im Durchschnitt 425 Einwohner auf einer Fläche von sechsein-
halb Quadratkilometern. Die befragten Gemeinden verfügen im Mittel über vier Be-
triebe und rund 40 Arbeitsstätten. Die drei wichtigsten Sektoren sind Land- und
Forstwirtschaft, Bauwesen sowie Handwerk. In den befragten tschechischen Ge-
meinden hat der größte ansässige Betrieb im Schnitt 20 Mitarbeiter, der zweitgrößte
zwölf Mitarbeiter und der drittgrößte neun Mitarbeiter. Gut 22 Prozent der Einwohner
der untersuchten Gemeinden sind unter 20 Jahre alt. Fast 58 Prozent der Einwohner
sind im Alter zwischen 20 und 60 Jahren. Die restlichen 20 Prozent der Einwohner
dieser Gemeinden sind über 60 Jahre alt.

E Das slowakische Sample umfasst Gemeinden, die im Durchschnitt zwei Ortsteile,
906 Einwohner und eine Fläche von fast 21 Quadratkilometern haben. In den befrag-
ten Gemeinden befinden sich im Mittel sechs Betriebe mit rund 162 Arbeitsstätten.
Die drei wichtigsten Sektoren sind Land- und Forstwirtschaft, holzverarbeitendes
Gewerbe sowie Handel. In den befragten slowakischen Gemeinden hat der größte
ansässige Betrieb im Schnitt 66 Mitarbeiter, der zweitgrößte 24 Mitarbeiter und der
drittgrößte 20 Mitarbeiter. Knapp 24 Prozent der Einwohner in den untersuchten slo-
wakischen Gemeinden sind unter 20 Jahre alt. 52 Prozent gehören zur Altersgruppe
der 20- und 60-Jährigen. Die restlichen 24 Prozent der Einwohner dieser Gemein-
den sind über 60 Jahre alt.

E Die Gemeinden im ungarischen Sample haben im Schnitt zwei Ortsteile, knapp
2.000 Einwohner und eine Fläche von 27 Quadratkilometern. Die befragten Gemein-
den verfügen im Mittel über zwölf Betriebe und 107 Arbeitsstätten. Die drei wichtigs-
ten Sektoren sind Land- und Forstwirtschaft, holzverarbeitendes Gewerbe sowie
personenbezogene Dienstleistungen. In den befragten ungarischen Gemeinden hat
der größte ansässige Betrieb im Schnitt 60 Mitarbeiter, der zweitgrößte 32 Mitarbei-
ter und der drittgrößte 20 Mitarbeiter. In den untersuchten Gemeinden sind knapp
23 Prozent der Einwohner unter 20 Jahre alt. Gut 56 Prozent der Einwohner sind im
Alter zwischen 20 und 60 Jahren. Die restlichen 21 Prozent der Einwohner dieser
Gemeinden sind über 60 Jahre alt.

E Im slowenischen Sample haben die Gemeinden im Durchschnitt 18 Ortsteile, über
5.300 Einwohner und eine Fläche von fast 90 Quadratkilometern. In den befragten
Gemeinden befinden sich im Mittel 125 Betriebe mit rund 1.000 Arbeitsstätten. Die
drei wichtigsten Sektoren sind Land- und Forstwirtschaft, Bauwirtschaft sowie Tou-
rismus. In den befragten slowenischen Gemeinden hat der größte ansässige Betrieb
im Schnitt 268 Mitarbeiter, der zweitgrößte 207 Mitarbeiter und der drittgrößte 147
Mitarbeiter. Knapp 21 Prozent der Einwohner in den untersuchten slowenischen Ge-
meinden sind unter 20 Jahre alt. 58 Prozent gehören zur Altersgruppe der 20- bis
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60-Jährigen. Die restlichen 21 Prozent der Einwohner dieser Gemeinden sind über
60 Jahre alt.

2.2  Auswahl der Maßnahmen

Bei der Auswertung der Fragebögen wurde zunächst die Anzahl der positiven Nennun-
gen zu den einzelnen Items (Maßnahmenvorschläge) für die Themenblöcke „Zustän-
digkeit für die Umsetzung der Maßnahme“, „Maßnahme wird angewendet“ und
„Maßnahme wäre anwendbar“ summiert. Die Summen der einzelnen Items wurden
anschließend in aufsteigender Reihenfolge sortiert und jedem Item wurde ein Ranking-
platz (von 1 bis 31) zugewiesen. Danach wurden die Themenblöcke gewichtet, wobei
der Themenblock „Zuständigkeit für die Umsetzung der Maßnahme“ mit dem Faktor
drei, der Themenblock „Maßnahme wird angewendet“ mit dem Faktor zwei und der The-
menblock „Maßnahme wäre anwendbar“ mit dem Faktor eins gewichtet wurde. Nach
Aufsummierung der gewichteten Rankingplätze wurden die Summen wiederum in auf-
steigender Reihenfolge sortiert. Dies wurde für alle vier Länder durchgeführt. Sodann
wurden die Länderergebnisse zu einem Gesamtranking zusammengefasst.

Vor dem Hintergrund der Erfahrungen aus dem Expertenworkshop und dem Vorprojekt
„Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen im ländlichen Raum“ wurden aus dem
Gesamtranking 12 besonders Erfolg versprechende Maßnahmen ausgewählt. Diese
ausgewählten Maßnahmen behandeln folgende Themenbereiche:

E Stärkung des sozialen Zusammenhalts durch Schaffung von Orten der Begegnung

E Demokratische und pluralistische Entscheidungsprozesse

E Einbettung der Einzelmaßnahmen in ein umfassendes Entwicklungskonzept der
Gemeinde

E Beratung für ansiedlungswillige Unternehmen

E Klärung von Zielkonflikten der Gemeindeentwicklung durch Mitarbeit aller Interes-
sengruppen

E Aktive Baulandsicherung

E Gemeinsame Finanzierung interkommunaler Projekte

E Interkommunale Koordination von Betriebsansiedlungen

E Kommunikationspolitik und Aufbau eines überregionalen Images

E Förderung von Unternehmensgründungen in noch nicht etablierten Branchen

E Wettbewerbsfähige Produkte durch regionale Herkunft

E Entlastung des Ortskerns durch Verlegung emissionsreicher Betriebe
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Diese Liste umfasst in Österreich erfolgreiche und grundsätzlich auf andere Gemein-
den übertragbare wirtschaftspolitische Maßnahmen auf kommunaler Ebene zur
Gestaltung günstiger Rahmenbedingungen für Klein- und Mittelbetriebe. Damit spannt
sie einen Bogen über das gesamte Spektrum an Maßnahmen mit unterschiedlichen
Erfolgsaussichten für eine Implementierung in den Zielgemeinden in Tschechien, der
Slowakei, Ungarn und Slowenien.

Es handelt sich nicht um eine abschließende Aufzählung der Maßnahmen, deren Über-
tragung möglich wäre, sondern um eine Auswahl jener Maßnahmen, deren Übertrag-
barkeit von den Betroffenen als besonders wichtig erachtet wird. Aktuell diskutierte
Themenbereiche wie Public Privat Partnerships und genossenschaftliche Lösungen
zur Besorgung kommunaler Aufgaben wurden von den Betroffenen wider Erwarten
nicht erwähnt.

2.3  Evaluierung der Übertragbarkeit der Maßnahmen
anhand von Beispielgemeinden

Die Evaluierung der Übertragbarkeit der Maßnahmen wurde mit dem Instrumentarium
der qualitativen Methoden der empirischen Sozialforschung anhand einer Auswahl
von Kleinregionen analysiert. Unter Kleinregion wird hier eine Gemeinde mit ihren
Verflechtungen zu Nachbargemeinden verstanden. Damit ergibt sich die jeweilige
Kleinregion aus der Sicht jeder Gemeinde anders, womit eine starre Abgrenzung von
Kleinregionen unmöglich wird. Kleinregionen sind ihrerseits Teile einer Region.

Eine regelgeleitete Auswahl der untersuchten Fälle ist ein wesentliches Gütekriterium
qualitativer Forschung. Hierfür wurde ein mehrstufiges Verfahren angewendet.

Der Fokus der Untersuchung liegt auf Kleinregionen im ländlichen Raum. Daher wurden
nur jene Regionen in den Untersuchungsländern in Betracht gezogen, die nach der
Definition der OECD (OECD 1993: 13; OECD 1995: 15) als ländlich einzustufen sind. Es
wurden zehn Kleinregionen analysiert.

Die territoriale Verteilung der Kleinregionen auf die Untersuchungsländer erfolgte
proportional zur Landesfläche, wobei jedoch jedes Land durch zumindest zwei Klein-
regionen vertreten sein sollte. Folglich wurden jeweils drei tschechische und ungari-
sche sowie jeweils zwei slowakische und slowenische Kleinregionen untersucht. Um
Einflüsse unterschiedlicher Regelungen auf regionaler Verwaltungsebene zu erfassen,
wurde bei der Auswahl der konkreten Kleinregionen darauf geachtet, dass die Fälle
bezogen auf eine Gliederung der Untersuchungsländer auf der NUTS II Ebene in ver-
schiedenen Regionen liegen. Da Slowenien auf dieser Gliederungsebene nur aus einer
Region besteht, wurden hier nationale Verwaltungsregionen herangezogen. Darüber
hinaus sollte der Einfluss der Entfernung der untersuchten Kleinregionen von der öster-
reichischen Grenze kontrollierbar gemacht werden. Daher wurde bei der Auswahl der
Analysefälle darauf geachtet, dass in jedem Untersuchungsland zumindest eine Klein-
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region in der Nähe zur österreichischen Grenze liegt und zumindest eine weiter ent-
fernt.

Auf Basis dieser Eingrenzung wurden mit Experten aus den jeweiligen Ländern die kon-
kreten Kleinräume für die Analyse ausgewählt. Um eine möglichst große Reichweite
der generierten Aussagen zu gewährleisten, sollten die ausgewählten Kleinräume
besonders hinsichtlich ihrer demographischen und wirtschaftlichen Eckdaten typisch
für die jeweilige NUTS II Region sein. Auch bezüglich qualitativer Kriterien wie der histo-
rischen Entwicklung und der sozialen Situation sollten sich die ausgewählten Klein-
räume möglichst wenig von anderen Kleinräumen in derselben Region unterscheiden.

Innerhalb der Kleinräume wurden – der eingangs entwickelten ganzheitlichen Sicht-
weise folgend – bei der Bearbeitung der Forschungsfragen die Perspektiven verschie-
dener Akteure auf unterschiedlichen Verwaltungsebenen und in unterschiedlichen
Bereichen der Lebenswelt erfasst. Durch die Erfassung möglichst konträrer Blickwin-
kel und Interpretation dessen, was in den Untersuchungsgemeinden vor sich geht, soll-
ten die hinter den Aussagen stehenden Sinnstrukturen hervortreten. So wurden jeweils
zumindest

E der Bürgermeister,

E ein Gemeinderat der stärksten oppositionellen Fraktion,

E ein Unternehmer sowie

E ein Vertreter der mit Regionalentwicklung befassten Institution auf interkommunaler
bzw. regionaler Ebene befragt.

Die Daten wurden im Rahmen unmittelbarer Feldarbeit erhoben. Die problemzentrier-
ten Interviews wurden in der jeweiligen Landessprache durchgeführt. Als Erhebungs-
instrument diente ein Gesprächsleitfaden mit den zwölf zuvor ausgewählten
Maßnahmenvorschlägen. Insgesamt wurden mit 61 Gesprächspartnern Interviews
mit einer Gesamtlänge von 3.812 Minuten geführt, die in 1.142 Seiten Transkript resul-
tierten.

Die Transkripte der auf Tonträger aufgezeichneten Interviews wurden einer Inhaltsana-
lyse zugeführt. Die Interpretation fand zwecks Einschränkung von Wahrnehmungsver-
zerrungen vierfach und auf zwei Ebenen statt. Auf der ersten Ebene wurden die
Interviews unabhängig voneinander von den Interviewern selbst, im Rahmen eines
Seminars in Gruppenarbeiten durch qualifizierte Studenten der speziellen Betriebswirt-
schaftslehre der Klein- und Mittelbetriebe an der Wirtschaftsuniversität Wien und durch
die Autoren interpretiert. Diese drei Interpretationen wurden sodann auf der zweiten
Ebene (Interpretation der Interpretationen) in einem diskursiven Prozess zu einer end-
gültigen Interpretation zusammengeführt. Im Falle von Interpretationsdiskrepanzen
wurde eine Feedback-Schleife eingebaut.
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3.  ZUSAMMENFASSENDE BESPRECHUNG DER ERGEBNISSE
IN 17 THESEN

Die Ergebnisse der Studie werden hier für den gesamten Untersuchungsraum nach
Themengebieten gegliedert zusammenfassend diskutiert, woraus in der Folge Hand-
lungsempfehlungen abgeleitet werden. Einleitend finden sich jeweils ausgewählte
Statements aus den Interviews zur Illustration der Thesen. Abschließend wird die
Reichweite der formulierten Aussagen erörtert.

These 1: Generelle Entwicklungstendenzen im Untersuchungsraum – Ein
These 1: funktionierendes Wirtschaftssystem ist mehr als freier Wettbewerb

Statements:

„Oft spielen Unternehmer die Gemeinden untereinander aus. Aus 20
Standorten wird dann die Gemeinde mit den größten Steuernachlässen
ausgesucht.“

„Wenn in einer Gemeinde irgendwo ein Investor auftaucht, dann packt ihn
der Bürgermeister an beiden Händen. Wenn er ihn loslässt, wird er nicht
wieder gewählt, weil er bei der Schaffung neuer Arbeitsplätze versagt
hat.“

„Anstatt über Probleme zu reden, kommt die Steuerbehörde heutzutage
mit dem Helikopter und du bekommst sofort eine Strafe, wenn dir dein
Freund beim Ernten hilft.“

„Damals gab es große Fabriken in der Region. Wie überall sind diese jetzt
mehr oder weniger privatisiert und haben Arbeiter entlassen. Wir müssen
das mit kleineren Unternehmen kompensieren.“

Um die strukturellen Bedingungen auf kommunaler Ebene zu verstehen, muss der
Fokus der Betrachtung auf Entwicklungstendenzen auf der Makroebene erweitert wer-
den. Gerade auf diese haben Gemeinden jedoch nur bedingt Einfluss. Als Gegenreak-
tion auf die individualismusfeindliche und die Eigeninitiative aus der Bevölkerung bzw.
Unternehmerschaft unterdrückende realsozialistische Planwirtschaft wollten sich ein-
zelne MOEN im Transformationsprozess auf Basis eines bedingungslosen Glaubens an
die Selbstregulierungskraft des Marktes durch eine radikale Umsetzung des Lais-
sez-faire-Gedankens als Musterschüler im Transformationsprozess positionieren.
Damit schlug das Pendel von der Planwirtschaft nunmehr in eine extreme Form der
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Marktwirtschaft aus. Der Neoliberalismus ist somit im Untersuchungsraum stärker
spürbar als in Österreich, da größere Lebensbereiche der Wettbewerbsmaxime unter-
worfen wurden. Das gesellschaftliche Problemlösungspotenzial des Liberalismus wird
allerdings – wie auch die Ergebnisse dieser Studie zeigen – allgemein überschätzt.

Kurioserweise wurde mit der neoliberalen Politik in den MOEN das Entstehen von funk-
tionierenden Märkten großteils erst recht verhindert: Die für Unternehmen optimale
Marktstellung ist die des Monopolisten. Je liberaler die Wirtschaftsordnung ausgeprägt
ist, desto leichter ist in Phasen des radikalen Umbruchs und damit großer Informations-
asymmetrien eine Monopolstellung für Private erreichbar. Damit werden auch gesell-
schaftliche Probleme wahrscheinlicher. Aufgabe des Staates sollte es daher sein,
funktionierende Märkte zu gewährleisten und so der Entstehung von (unerwünschten)
Monopolen entgegenzuwirken, um die Innovationstätigkeit von Privaten zu erhalten
und negative gesellschaftliche Langzeiteffekte zu reduzieren.

Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass die derzeit mit nie gekannten Freiheiten ausge-
statteten Unternehmen die Bedürfnisse der (ländlichen) Bevölkerung keinesfalls aus-
reichend befriedigen. Auf der anderen Seite sind aber die Gemeinden aufgrund eines
notorischen Kapitalmangels und verfehlter Verwaltungsreformen mehr als 15 Jahre
nach der Wende in vielen Fällen nur mehr sehr beschränkt handlungsfähig. Deutlich
wird dies angesichts zahlreicher Aussagen in den untersuchten Regionen, in denen die
schlechte finanzielle Ausstattung der Gemeinden bei der Implementierung von Ent-
wicklungsmaßnahmen – wie der Bereitstellung von entsprechender Infrastruktur, der
Sicherung von Wohn- und Betriebsgrund oder auch der Förderungen für ansässige
Unternehmer – bemängelt wird.

Der Staat verlässt sich bei der Entwicklung einer leistungsfähigen Wirtschaftsstruktur –
auch weil er heute keine Alternative mehr sieht – stark auf private (ausländische) Inves-
toren, für die der infrastrukturell stark benachteiligte ländliche Raum allerdings ohne
massive Förderungen kaum attraktiv ist. Durch die derzeit gelebte Dumpingstrategie
im interkommunalen Standortwettbewerb können ressourcenschwache Gemeinden
kaum Einfluss darauf nehmen, wo sich ein größeres Unternehmen ansiedelt. Gleichzei-
tig ist der Standort nach Auslaufen der Förderungen massiv bedroht. Ein Phänomen,
das traditionelle Marktwirtschaften derzeit schmerzlich erfahren, wenn ihnen trotz mas-
siver staatlicher Förderungen vor Augen geführt wird, wie gering das Interesse privater
(ausländischer) Investoren an der Erhaltung der sozialen Sicherung am Standort ist.
Die Schließung des profitablen Nokia-Werks in Bochum (Deutschland) und die wettbe-
werbsbedingte Verlagerung der Produktion nach Cluj (Rumänien), im Zuge derer ca
2.000 Mitarbeiter ihren Arbeitsplatz verloren, obwohl in den Standort Bochum insge-
samt rund 88 Millionen Euro an öffentliche Förderungen flossen, zeigt die Zahnlosigkeit
von auf Förderungen abstellender Standortpolitik.

Aus den Fehlern der Marktwirtschaften der EU-15 wurde im Untersuchungsraum je-
doch offensichtlich wenig gelernt. Vielmehr wurden und werden die dortigen (Fehl)Ent-
wicklungen einfach nachgezeichnet. Basierend auf der Prämisse, dass es gelte, ein
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Defizit des Entwicklungsstandes eines für alle Marktwirtschaften gleichen Entwick-
lungsverlaufes aufzuholen, wurde nach dem schnellsten Weg zum Status quo der tradi-
tionellen Marktwirtschaften gesucht, ohne die Bedingungen im eigenen Land und das
planwirtschaftliche Erbe zu berücksichtigen. Verstärkt wurde diese an westlichen Vor-
bildern orientierte Konzeption der Entwicklung auch durch die Vorgaben der EU in der
Prä- und Post-Erweiterungsphase. Dies führte in den MOEN zu einer umfassenden und
(zu) raschen Liberalisierung der Wirtschaftordnung am „Reißbrett“.

Andererseits wiederum motivieren gerade EU-Gelder stärker als alle nationalen För-
derinstrumente zur Aktivität in der Regionalentwicklung. Sie sind beispielsweise die
treibende Kraft für interkommunale Kooperation im Untersuchungsraum. Aus der Studie
wird deutlich, dass ohne die Maßnahmen und Anreize der europäischen Regional-
und Strukturpolitik die Zusammenarbeit zwischen den ländlichen Gemeinden faktisch
nicht stattfinden würde.

Die Ergebnisse der Studie zeigen weiters, dass sich die schlechten Erfahrungen mit
Zwangsgemeinschaften im Realsozialismus kaum negativ auf den sozialen Zusam-
menhalt in den untersuchten Gemeinden auswirken. Ganz im Gegenteil scheint dieser
heute stark ausgeprägt zu sein. Die Auswirkungen des zentral verordneten Kollektivis-
mus zeigen sich viel eher im Misstrauen, welches die Bevölkerung der Kommunal-
politik entgegenbringt. Die (lokale) öffentliche Hand wird häufig nicht als Partner,
sondern regelrecht als Gegenspieler der Bevölkerung und Unternehmerschaft wahrge-
nommen, den es, wo auch immer möglich, auszutricksen gilt. Aus diesem Verständnis
heraus entwickeln Bevölkerung und Unternehmerschaft eher Konkurrenz- als Koopera-
tionsstrategien gegenüber der Gemeinde. Neben dem Ausspielen ist auch das Unter-
wandern und Korrumpieren der öffentlichen Hand durch Bürger und Unternehmer
ein typisches Problem in ehemals kommunistischen Ländern. Meist funktioniert der
Interessenausgleich zwischen Verwaltung und den Bürgern bzw. Unternehmern als
Tauschgeschäft am Rande der Legalität. In diesem Klima werden behördliche Regelun-
gen und Normen von der Bevölkerung und der Unternehmerschaft schnell als Reminis-
zenz der Unterdrückung durch die öffentliche Hand und nicht als notwendige Ordnung
im gesellschaftlichen Zusammenleben empfunden. Diese Abwehrhaltung gegenüber
der öffentlichen Hand dürfte auch in einer gegenüber jeglicher endogenen Initiative
feindlich eingestellten Kommandowirtschaft zu suchen sein. Daraus lässt sich auch das
oft schwach ausgeprägte Engagement der Bevölkerung in Fragen der Gemeindeent-
wicklung erklären.

Der Gemeinschaftssinn wird im Untersuchungsraum mitunter schon einmal gegen
einen extremen Individualismus getauscht. So wird sogar die (unberührte) Natur – als
öffentliches Gut – bisweilen gar als Feind des Menschen verstanden und dementspre-
chend rücksichtslos behandelt. Der Verwahrlosung von Gebäuden und Grünflächen
wird erst langsam entgegengewirkt. Die Verantwortung für die eigene Lebenswelt ist
in der Bevölkerung schwach ausgeprägt. Die Bevölkerung nimmt die öffentliche Hand
als ein homogenes Ganzes wahr. Anstelle von langfristig sinnvollen Strukturentwicklun-
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gen, wie Infrastrukturprojekten oder Revitalisierungen der Umwelt, werden häufig bil-
lige Lebensmittel oder günstiger Treibstoff gefordert. Die vielerorts angestrebte Etablie-
rung eines Tourismus führt den Gemeindeverantwortlichen allerdings vor Augen, wie
wichtig langfristige Strategien sind. So sind ein gepflegtes Ortsbild und eine saubere
Umwelt unabdingbare Voraussetzungen für den erhofften Gästezustrom.

These 2: Beziehung zwischen Gemeinde und Unternehmerschaft –
These 2: Mehr miteinander und füreinander statt nebeneinander und
These 2: gegeneinander

Statements:

„Die Unternehmer zahlen hier ihre Steuern, also fühle ich mich als Bür-
germeister verpflichtet ihnen Aufträge der Gemeinde zu geben.“

„Ich habe schon oft gesehen, dass die Gemeinde aus persönlichen Grün-
den einen Auftrag nicht an die örtlichen Unternehmer vergeben hat.“

„Wir Unternehmer fordern von der Gemeinde nichts und die Gemeinde
fordert auch nichts von uns. Wir machen unsere Arbeit. Es gibt nichts,
weswegen wir mit ihnen kommunizieren sollten.“

Für den gesamten Untersuchungsraum wurde festgestellt, dass die Kommunikation
zwischen Gemeindevertretung und ansässiger Unternehmerschaft nachhaltig gestört
ist. Jene wenigen Unternehmer, die auf Unterstützung seitens der Gemeinde hoffen,
fühlen sich von der Gemeinde kaum bis gar nicht unterstützt. Die Gemeinden scheinen
sich wiederum für die Entwicklung und Situation der Unternehmen kaum zu interessie-
ren. Bemüht sich die Gemeinde Unternehmen zu fördern, stößt sie jedoch schnell an
ihre Grenzen. Gleichzeitig wird die Eigeninitiative der Unternehmer zur Lösung oft
strukturell bedingter Probleme eingefordert.

Eine zentrale Ursache für die problematische Beziehung zwischen Gemeinde und
Unternehmern liegt im nach der Wende etablierten Glauben an die Selbstregulie-
rungskraft einer extrem liberal ausgeprägten Marktwirtschaft, der bei allen Beteiligten
spürbar ist. So erwarten sich die Unternehmer oft gar nicht, dass die Gemeinde bzw.
generell die Politik etwas Sinnvolles für sie tun kann. Man mischt sich nicht in die Ange-
legenheiten der Gemeindeentwicklung ein und verlangt von der Kommunalpolitik das-
selbe, wenn es um Fragen der Unternehmensentwicklung geht. Die Gemeinden wie-
derum sind erst seit rund 20 Jahren mit freiem Unternehmertum konfrontiert und kön-
nen mit ihrer neuen Rolle am freien Markt noch nicht umgehen. Die Bürgermeister
mischen sich daher nach Möglichkeit nicht in Angelegenheiten der Unternehmen ein.

16 Schriftenreihe Rechts- und Finanzierungspraxis der Gemeinden [RFG]

3.  Zusammenfassende Besprechung der Ergebnisse in 17 Thesen



Grundsätzlich sehen sich die Unternehmer aber sehr wohl als Teil der sozialen Gemein-
schaft „Gemeinde“. Die Wirtschaftsstruktur ist dabei allerdings gedanklich mit den an-
deren Lebensbereichen in der Gemeinde kaum verwoben. Im Gegenteil, es wird eine
bewusste Trennung zwischen unternehmerischer und sozialer Sphäre gelebt. In
Ungarn und Slowenien, wo es auch während des Kommunismus bedingt freies Unter-
nehmertum gab, sind leichte Nuancierungen feststellbar: Unternehmen werden hier
eher noch als Teil des Gemeindelebens wahrgenommen. Dennoch fehlt eine echte Tra-
dition gezielter Förderung klein- und mittelbetrieblicher Strukturen durch die Gemeinde
ebenso wie die Wahrnehmung sozialer Verantwortung durch die Unternehmer.

Die Gemeinden im Untersuchungsraum sollten versuchen, der Unternehmerschaft
mehr Wirtschaftskompetenz zu signalisieren, um zukünftig als zuverlässiger Part-
ner in Fragen der Wirtschafts- und damit auch Unternehmensentwicklung wahrgenom-
men zu werden. Dies gelänge beispielsweise durch die Schulung oder Anstellung von
kompetenten Ansprechpersonen für Unternehmer, welche bei Spezialfragen auch an
die richtigen Stellen (zB regionale Wirtschaftskammer oder Regionalentwicklungs-
agenturen) weiter verweisen können. Unterschwellig werden viele Gemeindevertreter
mit dem (alten) System assoziiert, welches als Antithese zur Marktwirtschaft und damit
als unternehmerfeindlich gilt. Um hier ein neues Weltbild bei den Beteiligten zu etablie-
ren, gilt es regelmäßige Treffen zwischen Gemeindevertretung und lokalen Unterneh-
mern zu organisieren, die von Externen moderiert werden. Ohne eine tragfähige
Beziehung zwischen Gemeinde und Unternehmerschaft werden die Entwicklungspro-
bleme im ländlichen Raum unter den derzeitigen makropolitischen Rahmenbedingun-
gen nur schwer zu lösen sein.

These 3: Tourismus – Zielgruppenspezifische Angebote formen und effektiv
These 1: kommunizieren

Statements:

„Wir sind keine touristische Gemeinde, sondern nur ein Ausflugsziel.“

„Viele Gemeinden kopieren etwas, das anderswo bereits viel origineller
vorhanden ist.“

„Durch unsere Abgeschiedenheit haben sich hier Wissen und Traditio-
nen erhalten, die anderswo vergessen sind. Im Informationszeitalter sind
solche Orte extrem interessant, denn was gibt es Schöneres als in der Na-
tur zu leben und kreativ zu arbeiten.“

„In der Kleinregion sind Radwanderwege angelegt worden, die sich an
den Gemeindegrenzen aber nicht treffen.“
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Angeregt durch Best-Practice-Beispiele aus den EU-15 und bereitstehende Förder-
töpfe ist der ländliche Tourismus im Untersuchungsraum zu einem zentralen Feld für
die Wirtschaftspolitik der Gemeinden geworden. Der Tourismus ist auch einer der
wenigen Maßnahmenbereiche, in denen die Kooperation zwischen den Gemeinden
bereits funktioniert.

Die ländlichen Gemeinden Sloweniens präsentieren sich im Tourismus besonders
stark, da neben den ausgezeichneten natürlichen Rahmenbedingungen bereits vor der
Wende wettbewerbsfähige Strukturen entwickelt waren. Die Situation im Tourismus ist
damit oft vergleichbar mit jener des ländlichen Raums in Österreich. Da in Slowenien
die Gemeinden im Durchschnitt deutlich größer sind als in den anderen Untersu-
chungsländern, weisen diese oft innerhalb der Gemeindegrenzen ein größeres touristi-
sches Potenzial auf. Aufgrund der allgemein günstigeren Ausgangssituation der slowe-
nischen Gemeinden im Tourismus können Spannungen für die Gemeindezusammenar-
beit resultieren, weil die einzelnen Gemeinden das bereits Erreichte nicht teilen wollen.

Ungarn bemüht sich erst in den letzten Jahren, schlagkräftige touristische Konzepte für
seine strukturschwachen ländlichen Räume zu entwickeln. Besonders im Osten des
Landes ist die Landschaft für den Tourismus wenig attraktiv und die Infrastruktur
schlecht ausgeprägt. Trotzdem wird auch in solchen Gegenden in der Wirtschaftsförde-
rung schwerpunktmäßig auf den Tourismus gesetzt und die Kooperation mit Nachbar-
gemeinden gesucht, um die Ressourcenbasis zu verbreitern.

Auch in Tschechien und der Slowakei gibt es bei der Wirtschaftsförderung auf Ge-
meindeebene eine starke Tendenz in Richtung Tourismus. Der ländliche Raum ist in
diesen Ländern großteils landschaftlich sehr attraktiv, aber auch Gemeinden ohne
besondere Attraktionen versuchen auf den Zug aufzuspringen.

Im Untersuchungsraum haben sich erst vereinzelt überregional bekannte Touris-
musdestinationen entwickelt. Während qualitativ hochwertige – vor allem landwirt-
schaftliche – Produkte in vielen der untersuchten Gemeinden (wieder) existieren,
mangelt es oft an der Zusammenstellung zielgruppenspezifischer regionaler Angebots-
profile sowie deren effektiver Kommunikation im In- und Ausland.

Gerade für internationale Touristen könnte es jedenfalls ein Anreiz sein, touristisch
noch wenig erschlossene Regionen im Untersuchungsraum zu erforschen. Auch die
jeweiligen inländischen Gästepotenziale sind bei weitem noch nicht ausgeschöpft. Die
Gemeinden übersehen oft Gelegenheiten, welche beispielsweise der historische Tou-
rismus oder auch der sanfte Erlebnisurlaub bieten. Es sollte nicht der Fehler begangen
werden, Projekte der Nachbarregion schlicht zu kopieren. Solche strategischen Mono-
kulturen führen zu einer gegenseitigen Schwächung der Marktposition und zu einer
Kannibalisierung des Marktpotenzials zwischen den einzelnen Gemeinden. Ambitio-
nierten Plänen für Großprojekte (zB Konferenzzentren) steht in den Untersuchungsre-
gionen meist eine rudimentäre Tourismusinfrastruktur (zB Bettenkapazität, Verkehrs-
verbindungen) gegenüber, die erst entwickelt werden müsste. Häufig entsprechen die
aktuellen Ortsbilder nicht den Ansprüchen der (internationalen) Urlauber.
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These 4: Schadstoffemissionen – Ökologiebewusstsein und regionale
These 1: Identität stärken sich gegenseitig

Statement:

„Die umweltverschmutzenden Betriebe kommen letztlich immer dorthin,
wo es am wenigsten auffällt und es den geringsten Widerstand gibt. Es
finden sich immer ein paar kleine Gemeinden, wo man die Ansiedlung
durchsetzen kann.“

Im Rahmen der Wirtschaftspolitik auf Gemeindeebene hat die Vermeidung von
Schadstoffemissionen derzeit keine Priorität. Vereinzelt wird von Gemeindeverant-
wortlichen angegeben, dass Überlegungen bezüglich möglicher Emissionsbelastun-
gen in die Standortplanung mit einfließen. Tatsächlich werden in den Gemeinden
Emissionsbelastungen jedoch durchaus in Kauf genommen, wenn die Schaffung von
neuen Arbeitsplätzen am Spiel steht und es keinen großen Widerstand aus der Bevöl-
kerung gibt.

Emissionen bzw. Umweltverschmutzung insgesamt bleiben ein wenig wahrgenomme-
nes Problem, solange die Lebensqualität nicht unmittelbar beeinträchtigt ist. Offenbar
korreliert ein ausgeprägtes Umweltschutzbewusstsein in der Bevölkerung auch mit
dem Lebensstandard. In den Untersuchungsländern gibt es derzeit noch dringendere
Anliegen. Als Schadstoffemittenten werden im Untersuchungsraum meist fälschlicher-
weise die Unternehmen vermutet. So ist beispielsweise die Verbrennung von Hausmüll
durch die Bewohner eine häufige Ursache für schlechte Luftqualität in den Ortszentren.
Gemeinsam mit den nicht wirklich wahrgenommenen Emissionen durch landwirtschaft-
liche Betriebe ist dies insb für die vielerorts angestrebte Etablierung eines (sanften)
Tourismus problematisch.

Mögliche Emissionsbelastungen durch Unternehmen sollten bei zukünftigen Projekten
jedenfalls expliziter berücksichtigt werden. Generell kann eine öffentliche Thematisie-
rung gerade durch neutrale Beobachter verstärktes Umweltbewusstsein bei Ent-
scheidungsträgern und Bevölkerung schaffen. Durch regionale politische Zusammen-
arbeit gelingt es wiederum leichter ökologische mit wirtschaftlichen/touristischen Inter-
essen in Einklang zu bringen. Gerade die Diskussion um den Klimawandel und seine
Folgen könnte für ein Regionsdenken förderlich sein, da sich daraus für die Gemeinden
verschiedenste Möglichkeiten der Positionierung eröffnen (zB klimafreundliche Region
oder regionale Produkte in der lokalen Gastronomie). Die wichtige Ressource Natur
muss gerade den ländlichen Gemeinden, auch angesichts der teilweise irreversiblen
industriellen Verschmutzung in den letzten Jahrzehnten, unter allen Umständen erhal-
ten bleiben.
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These 5: Imageaufbau – Durch gezielte Kommunikation regionaler
These 1: Besonderheiten und Stärken der Gemeinde überregional
These 1: Bekanntheit schaffen

Statements:

„Ich bekomme von der Bürgermeisterin aus der Nachbargemeinde mo-
natlich die Dorfzeitung, bunt und riesig wie die New York Times. Da steht
immer drinnen, was durch das LEADER-Programm in den Gemeinden der
Kleinregion alles passiert.“

„Wir sind jetzt schon so weit, dass die Gemeinde eine eigene Homepage
hat. Aber so weit, dass die dann auch aktualisiert wird, sind wir dann doch
noch nicht.“

„Die Gemeinden verlassen sich bisher auf den außerordentlichen Kon-
kurrenzvorteil, den ihnen die Natur geschenkt hat, sodass es keine ernst-
haften Überlegungen gibt, was man zusätzlich anbieten könnte.“

Die im Rahmen der Studie untersuchten Gemeinden nutzen allesamt regionale Zei-
tungen für ihre Kommunikationspolitik, wobei sie im Wesentlichen Veranstaltungen
ankündigen und Entwicklungspläne vorstellen. Nach umfassenden Kommunikations-
strategien bei gleichzeitigem Einsatz mehrerer Medien, wie Internet oder Regionalfern-
sehen, sucht man allerdings noch vergeblich. Die Kommunikation ist noch weitgehend
regional beschränkt und wenig zielgruppengerecht. So wirken Webauftritte derzeit
noch unprofessionell, obwohl die notwendigen Kommunikationsinhalte bereits durch-
aus gut aufbereitet wären. Ein nachhaltiger Imageaufbau ist – vor allem für kleinere
Gemeinden – angesichts begrenzter Ressourcen nur über interkommunale Koopera-
tion realisierbar. Dabei ermöglichen auch Regionalmarken den Gemeinden individuelle
Schwerpunktsetzungen im Rahmen des Imageaufbaus.

Neben Regionalzeitungen sollte der Einsatz von regionalem oder auch landesweitem
Radio und Fernsehen zur Kommunikation lokaler Besonderheiten angedacht werden.
Internationale Zielgruppen können heute auch über die Tourismusfernsehkanäle in den
Hotels größerer Städte erreicht werden. Die eigene Homepage für die Gemeinde ist
im Untersuchungsraum bereits zu einer Mindestanforderung der Kommunikations-
politik geworden. Übersehen wird jedoch oft, dass dieses kostengünstige Medium nur
bei professioneller Aufbereitung der Inhalte seine überregionale Multiplikatorwirkung
optimal entfalten kann. Dazu gehören ua das Angebot von mehrsprachigen Inhalten,
ein ansprechendes Layout, Kontaktmöglichkeiten, regelmäßige Aktualisierungen sowie
eine Verlinkung zu anderen Webseiten im regionalen Netzwerk. Notwendig erscheinen
zudem die Entwicklung periodischer Newsletter und die Errichtung von realen
Info-Points in den Kleinregionen, um die Beratung zu lokalen Gegebenheiten vor Ort zu
professionalisieren.
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Wenn es um die zu transportierenden Inhalte beim Imageaufbau geht, sollte möglichst
eine regionale Geschichte erzählt werden, die auf historischen und natürlichen Gege-
benheiten aufbaut und auch das Angebot an regionalen Produkten mit einschließt.
Darüber hinaus gilt es „Botschafter der Region“, dh überregional bekannte Leitbe-
triebe, Künstler oder Sportler für das Regionalmarketing zu gewinnen. Nur wenn die
lokale Bevölkerung authentisch verkörpert, was die regionale Geschichte erzählt, wird
der Imageaufbau tatsächlich gelingen. Gleichzeitig muss die regionale Geschichte die
durch die Touristen vorgefundenen Gegebenheiten in der Region realistisch abbilden.
Die Mundpropaganda durch Touristen ist gerade in Zeiten von Weblogs und virtuellen
Diskussionsforen zu Reiseeindrücken hinsichtlich ihrer Imageeffekte für eine Kleinre-
gion nicht zu unterschätzen und sollte von den Gemeinden als vergleichsweise kosten-
günstiger Werbeträger in Erwägung gezogen werden.

Die Verbesserung der Kommunikationspolitik von ländlichen Gemeinden im Untersu-
chungsraum könnte sich jedenfalls zu einem zentralen Feld für den Knowhowtransfer
aus Österreich bzw. anderen EU-Mitgliedsländern entwickeln.

These 6: Öffentliche Infrastruktur – Die Infrastruktur an die Bedürfnisse der
These 1: Region heranführen

Statements:

„In den Nachbargemeinden gibt es Schulen mit einer Handvoll Schülern.
Ich habe vorgeschlagen, dass wir uns zusammentun. Geht aber nicht. Ein
Bürgermeister der eine Schule schließt, wird nicht mehr gewählt.“

„Wir haben keine Schule mehr in der Gemeinde und viele andere auch
nicht mehr. Aus Geldmangel. Es stimmt schon, dass es hier zu wenig
Schüler gibt. Aber wann ist denn eine Gemeinde attraktiv für Familien mit
Kindern? Wenn das Umfeld lebendig und die Gemeinde lebenswert ist.
Ohne Schule und Infrastruktur ziehen die Jungen weg.“

„Jene Leute, die durch den Dreck nach Hause gehen müssen, verstehen
es nur schwer, warum im Nebendorf schon Asphaltstraßen sind. Die Bür-
germeister müssten ein fundamentales Interesse daran haben, dass je-
der Bürger eine befestigte Straße, Abwasserkanäle oder auch Kabelfern-
sehen und Internetanschluss hat.“

Relikt und heutige Hypothek aus dem Realsozialismus sind die teilweise immer noch
schwerwiegenden infrastrukturellen Defizite im ländlichen Raum. Ehemalige Presti-
geprojekte im Bereich von Verkehrswegen, Gebäuden oder Kommunikationseinrichtun-
gen wurden nicht nach den Bedürfnissen der Bevölkerung entwickelt und entsprechen
nicht den Anforderungen an eine moderne technische Infrastruktur. Auch im Bereich
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der Ver- und Entsorgungsinfrastruktur sind die ländlichen Gemeinden durch Defizite
gekennzeichnet. Aufgrund von Budgetrestriktionen kann diese nur langsam erneuert
werden.

Eine moderne Kommunikationsinfrastruktur – im Speziellen das Internet – ist in den
MOEN vor allem auf Ebene der Privathaushalte noch nicht so verbreitet wie in Öster-
reich oder anderen westeuropäischen Ländern. Damit sind erhebliche Wettbewerbs-
nachteile für die Gemeinden, aber vor allem auch für die dort ansässigen Unterneh-
men verbunden. Möglicherweise kann jedoch der Schritt des Aufbaus einer festen Infra-
struktur gänzlich übersprungen werden, indem flexible Lösungen wie mobiles Internet
oder UMTS forciert werden.

Durch eine flächendeckende Verbreitung moderner Kommunikations- und Informa-
tionstechnologie wird auch ein wichtiger Erfolgsfaktor für betriebliche Innovationen im
ländlichen Raum geschaffen. Gleichzeitig stellt das Internet eine dezentrale Kommuni-
kationsplattform für die Regionalentwicklung dar und ist „ein Fenster zur Welt“ für die
lokale Bevölkerung. Der Ausbau von Verkehrswegen würde im ländlichen Raum ange-
siedelten Unternehmen auch eine bessere reale Verbindung zur Außenwelt gewährleis-
ten und damit Standortnachteile entschärfen.

Von großer Bedeutung sind staatliche Förderungen für die Renovierung von Gebäu-
den und Behebung der Verwahrlosung in den Gemeinden. Für Eigeninitiative in diesem
Bereich ist besonders die Identifizierung von Bevölkerung und Unternehmerschaft mit
der Gemeinde von Bedeutung.

Gleichzeitig wirkt eine moderne technische Infrastruktur und ein gepflegtes Ortsbild
für die Bevölkerung und die Unternehmerschaft identitätsstiftend. Von der Verbesse-
rung der technischen Infrastruktur können so auch indirekte Impulse für die lokale Wirt-
schaft ausgehen.

Darüber hinaus ist eine moderne und bedarfsgerechte soziale Infrastruktur ein
wesentlicher Faktor, um die Gemeinde als attraktiven Lebensraum zu positionieren
und so die junge Bevölkerung im Ort halten und neue Familien mit Kindern gewinnen zu
können. Dafür müssen attraktive Kinderbetreuungs-, Bildungs- und Freizeiteinrichtun-
gen auf kommunaler Ebene oder im Verbund mit anderen Gemeinden im Kleinraum
bereitgestellt werden.
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These 7: Sozialer Zusammenhalt – Das Gemeinschaftsgefühl aktiv stärken
These 1: und für Initiativen nützen

Statements:

„Meiner Meinung nach haben Orte der Begegnung an sich keinen wesent-
lichen Einfluss auf die Gemeindeentwicklung.“

„Es gibt in der Gemeinde zwei Arten von Bürgern: Diejenigen, die hier le-
ben, und diejenigen, die hier nur wohnen. Wenn die Zahl derer, die hier
bloß wohnen, die Zahl derer, die hier leben, überwiegt, dann ist es der An-
fang vom Ende der Gemeinde.“

Der soziale Zusammenhalt ist in den Gemeinden des Untersuchungsraums stark aus-
geprägt. Es existiert eine große Anzahl von Orten der sozialen Begegnung, die ten-
denziell gut besucht sind und von den Gemeinden auch substanziell gefördert werden.
Pläne für eine nachhaltige soziale Entwicklung auf Gemeindeebene werden jedoch
kaum ausgearbeitet.

In Tschechien und der Slowakei beruht die starke Gemeinschaft unter anderem auch
auf der erfolgreichen Vereinstradition im Sport, wobei Fußball und Eishockey an vor-
derster Stelle zu nennen sind. Schon die Jugend ist durch diese Vereine stark in die
Gemeinschaft eingebunden und auch stark heimatverbunden. In diesem Zusammen-
hang ist auch die national-identitätsstiftende Tradition der Sportvereine in den slawisch
geprägten Untersuchungsländern zu erwähnen.

In Slowenien und Ungarn sind es die – oft noch aus der realsozialistischen Zeit stam-
menden – Kulturhäuser, die ein Zentrum des Gemeindelebens darstellen. Es
erscheint wichtig diese Einrichtungen zu erneuern, attraktiver zu gestalten und sie aktiv
zur Förderung der Gemeindeentwicklung zu nutzen. So hat beispielsweise das öffentli-
che Angebot von Internet vielen Gemeindezentren eine neue Bedeutung als sozialer
Treffpunkt eingebracht. Wie auch in Österreich kommt gerade in Slowenien den Gast-
häusern bei der Erhaltung des sozialen Zusammenhalts eine große Bedeutung zu. Man
geht gemeinsam ins Gasthaus und diskutiert dort über Fragen der Gemeindeentwick-
lung.

Über die realsozialistische Zeit mit ihren eigenen politisch ausgerichteten Vereinsstruk-
turen hinweg hat sich ein traditionelles Vereinsleben (Heimatkultur) erhalten und wird
heute teilweise bewusst revitalisiert. Dabei sollte Sponsoring durch ansässige Unter-
nehmen als eine wichtige Finanzierungsquelle neben Eigenleistungen der Mitglieder
und Gemeindeförderungen in Betracht gezogen werden. Die überregionale Präsenz
von Sport- und Kulturvereinen bringt umgekehrt einen Werbeeffekt für die Unterneh-
men, aber auch für die Kleinregion mit sich.
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These 8: Junge Bevölkerung – Durch attraktive Wohn- und Freizeitangebote
These 1: die Jugend in der Gemeinde halten

Statements:

„Die Jungen denken anders als die Alten. Die Ortsgemeinschaft sollte die
Jungen ranlassen, die Alten kann man abschreiben.“

„Der öffentliche Internetzugang zieht viele Jugendliche ins Kulturhaus,
da sie zuhause nicht ins Internet können.“

„Man vermisst Räume für Jugendliche. Einst gab es davon genug, jetzt
gibt es für sie keinen Platz mehr.“

„Die strikt organisierten Jugendvereine sind mit der Systemwende
schlagartig verschwunden. Damals war das alles etwas erzwungen. Heu-
te treffen sich die Jugendlichen zwanglos im Jugendhaus.“

Im Gegensatz zu früheren Generationen sind die Jungen nicht mehr nur lokal verankert,
sondern ihr Aktionsradius ist inzwischen international definiert. Es zieht sie wie
auch ihre österreichischen Altersgenossen oft in die Ballungsräume, aber aufgrund der
allgemein schlechten Ausbildungs- und Arbeitsmarktsituation verstärkt auch ins euro-
päische Ausland, womit sie für die Heimatgemeinden (dauerhaft) verloren gehen.

Neben Arbeitsplätzen fehlt es der jungen Bevölkerung vielerorts an sozialer Infra-
struktur wie günstigen Wohnmöglichkeiten sowie angemessenen Bildungs-, Kultur-
und Freizeiteinrichtungen, wobei die Sportvereine aus der kommunistischen Vergan-
genheit noch eine wichtige Integrationsfunktion einnehmen. Das abnehmende Inter-
esse vieler Jungen, sich aktiv an der Gemeindeentwicklung zu beteiligen, ist oft
hausgemacht, da die rechtzeitige Integration in politische Strukturen und das Vereinsle-
ben oft verschlafen wird.

Ob Auswirkungen der Landflucht, die sich in allen Untersuchungsräumen zeigt und
besonders die junge Bevölkerung betrifft, in Gemeinden tatsächlich thematisiert wer-
den, steht auch mit dem Entwicklungsstand der entsprechenden Regionen im Zusam-
menhang. Gibt es vordringlichere Probleme zu lösen, werden Strukturveränderungen,
die momentan noch nicht akut wahrgenommen werden und die ihre negativen Folgen
erst langfristig zeigen, von den Entscheidungsträgern und der Bevölkerung kaum
beachtet.

Das politische und kulturelle Leben sowie der soziale Zusammenhalt leiden unter der
Landflucht, die auch junge Familien betrifft, da diese keine attraktiven Lebensbedin-
gungen im strukturschwachen Raum sehen. Aus Sicht der Unternehmer stellt das
geringe Angebot an gut ausgebildeten jungen Arbeitskräften wiederum einen wesentli-
chen Standortnachteil dar, womit bezüglich der Arbeitsmarktsituation ein Teufelskreis
entsteht.
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Die Gemeinden versuchen die junge Bevölkerung vor allem über verbesserte kulturelle
und sportliche Angebote stärker zu integrieren. Beim sozialen Wohnbau oder der
Unternehmensansiedlung sehen die Gemeinden hingegen ihre Hände gebunden. Ob
die derzeit flächendeckend stattfindende Schulreform im ländlichen Raum Ungarns
positive oder negative Auswirkungen auf die Lebensbedingungen der dortigen jungen
Bevölkerung hat, wird sich erst in den nächsten Jahren zeigen.

These 9: Regionale Produkte – Hochwertige Erzeugnisse mit regionaler
These 1: Identität anreichern

Statements:

„Wir haben das irgendwie nicht in unserer Mentalität, dass wir auf unsere
eigenen Produkte stolz sind. Wenn was aus dem Ausland kommt, sind wir
hin und weg.“

„Es kommt langsam auch hier die Zeit, wo regionale Produkte verstärkt
nachgefragt werden. Schon jetzt haben viele Konsumenten Angst vor
dem günstigen Fleisch beim Diskonter, wo man nicht weiß, wo es eigent-
lich herkommt.“

„Mit guter Kommunikation könnte man den Leuten endlich zeigen, dass
heimische Qualität hundertmal besser ist als importierte Ware. Die Pa-
radeiser aus Spanien sind im Dezember genauso geschmacklos wie im
August. Mit unserer Ignoranz töten wir unsere eigenen landwirtschaftli-
chen Produzenten.“

Um die Wirtschaft in den untersuchten Gemeinden anzukurbeln und nach außen hin ein
wettbewerbsfähiges Image zu etablieren, wird die Förderung regionaler landwirt-
schaftlicher und handwerklicher Produkte, insb Lebensmittel, inzwischen als ein kom-
munalpolitisches „Patentrezept“ gesehen. Häufig wird diese Strategie allerdings
wenig reflektiert und ohne die notwendigen strukturellen Grundlagen angewendet. So
mangelt es derzeit noch am Konsumentenbewusstsein sowie vor allem an der Kauf-
kraft. Damit findet sich im Untersuchungsraum noch kein ausreichendes Marktpotenzial
für hochwertige regionale Produkte. Das derzeitige Angebot an regionalen Spezialitä-
ten richtet sich damit vor allem auch an zahlungskräftige (ausländische) Touristen.

In den nächsten Jahren wird sich für regionale Produkte jedoch voraussichtlich ein loka-
ler Markt entwickeln. Als Reaktion auf die Allgegenwärtigkeit internationaler Diskont-
märkte mit ihrem qualitativ wenig transparenten Angebot scheint sich eine Konsumen-
tenbewegung für nachvollziehbare Produkte und schonende Produktionsverfahren zu
entwickeln. Dementsprechend könnte die aktuelle oberflächliche Affinität der Konsu-
menten zu westlichen Produkten in den nächsten Jahren sinken.
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Zur Unterstützung dieser Trends richtet sich der Handlungsbedarf explizit auch an poli-
tische Institutionen auf nationaler Ebene. Es geht darum, zB durch Medienkampagnen,
das Konsumentenbewusstsein für Produkte mit heimischer Herkunft zu schärfen und so
die lokale Nachfrage zu stimulieren. Hier kann ein Knowhowtransfer regionalpolitischer
Maßnahmen aus Österreich in den Untersuchungsraum als sinnvoll erachtet werden –
man denke beispielsweise an die Medienkampagnen der Agrar.Markt.Austria oder des
Lebensministeriums. Die Betriebe im ländlichen Raum der MOEN sollten dabei aller-
dings von den Erfahrungen ihrer Kollegen in den EU-15 lernen: Die marktbeherrschen-
den Handelsketten werden sich vermutlich auch im Untersuchungsraum an die Spitze
eines Regionalitätstrends setzen wollen. Demgegenüber müssen frühzeitig wirtschafts-
politische Maßnahmen ergriffen werden, um durch regionale Kooperationsinitiati-
ven landwirtschaftliche und gewerbliche Klein- und Mittelbetriebe im Wettbewerb zu
stärken1. Hinderlich erscheinen dabei sicherlich die realsozialistischen Erfahrungen
der Akteure mit genossenschaftlichen Zwangsorganisationen.

Das Marketing für regionale Produkte ist derzeit sicher noch zu wenig professionell.
Ebenso sind die Produktionskriterien und Qualitätssicherungsinstrumente noch nicht
weit genug entwickelt. Regionale Produkte sollten stärker mit bekannten Regionsna-
men bzw. positiv belegten regionalen Gegebenheiten (Natur, Geschichte etc.) verbun-
den werden, um beim Kunden nachhaltige positive Assoziationen hervorzurufen. Zu
dieser Marketingstrategie gehört auch die Revitalisierung traditioneller regionaler
Rohstoffe und Produkte, die oft bereits überregional mit positiven Imageattributen ver-
sehen sind.

Um Ressourcen in Produktion und Vermarktung zu bündeln, gilt es zukünftig auf
Regionsdachmarken zu setzen, die allerdings nur auf einer soliden einzelbetriebli-
chen Basis ihr volles Synergiepotenzial ausschöpfen können. Trotz des vergleichs-
weise kleinen Marktes gibt es etwa in Slowenien schon einige Beispiele hochwertiger
sowie überregional bekannter Lebensmittel und Handwerksprodukte, die in ländlichen
Gemeinden hergestellt werden. Hier zeigen sich positive Synergieeffekte mit dem
wachsenden Tourismusmarkt, der die Regionen international bekannter macht und
damit neue Absatzmärkte für die ansässigen Betriebe öffnet.
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These 10: Beratung von Unternehmen – Gemeinden und regionale
These   1: Beratungsinstitutionen entfalten ihre Wirkung im Zusammenspiel

Statements:

„Vor zwei Jahren ist ein junger Mann zu uns gekommen, der einen kleinen
Betrieb errichten wollte, und im benachbarten Gewerbegebiet seit Jahren
keinen Platz bekommen hat. Wir haben uns ins Auto gesetzt und ich habe
ihm ein Grundstück am Stadtrand gezeigt. Nach zwei Tagen war der Ver-
trag abgeschlossen. Die Halle steht bereits.“

„Wenn sich ein Großinvestor in der Gemeinde meldet, nimmt der Bürger-
meister die Angelegenheit persönlich in die Hand und setzt sich für ihn
ein. Aber kommt ein Unternehmer, der einen Kleinbetrieb errichten möch-
te, dann rührt kein Gemeinbediensteter einen Finger.“

„Diese regionalen Entwicklungsagenturen tragen sehr viel dazu bei, dass
Betriebsansiedlungen stattfinden. Die Gemeinden müssen sich aktiver
daran beteiligen.“

„In den Gemeinden sollten verstärkt Fachkräfte und Berater tätig sein.
Der Bürgermeister hat wenig Zeit, denn seine Sprechstunden sind voll
mit banalen Anfragen.“

Durch die seit der Wende und besonders durch die EU-Mitgliedschaft ausgelöste Dyna-
mik innerhalb der Verwaltungsstrukturen, wie sie am Beispiel Sloweniens oder Ungarns
gut zu beobachten ist, wird die Beratung von Unternehmern erschwert. Die
Gemeinde weiß oft nicht, welche Institutionen für welche Unternehmensfragen tatsäch-
lich zuständig sind bzw. welche Person auf eine konkrete Frage des ansiedlungswilligen
Unternehmers tatsächlich kompetent Antworten geben kann. Häufig sind es gleich
mehrere Institutionen, die auf unterschiedlichen Verwaltungsebenen für die Ansiedlung
von Unternehmern zuständig sind.

Erschwerend kommt hinzu, dass Unternehmer und Gemeinde wenig aufeinander zuge-
hen. Nur bei akuten Anlässen wird der Kontakt gesucht. So spricht die Gemeinde die
ansässigen Unternehmen an, wenn sie Geld, zB für Vereine, benötigt. Wenn Bürger-
meister regelmäßige Treffen zur Verbesserung der intrakommunalen Kommunika-
tion vorschlagen, reagieren die Unternehmer eher verwundert.

Trotz des geringen finanziellen und teilweise auch rechtlichen Spielraums sind es oft
die Bürgermeister selbst, die sich persönlich bei der Unternehmerberatung engagie-
ren. Sie begleiten den Unternehmer bei Behördenwegen, sondieren mit ihm ein Bau-
grundstück und handeln die Ansiedlungskonditionen aus. Bei ihren Beratungsaktivitä-
ten überschreiten sie das eine oder andere Mal ihre tatsächlichen Kompetenzen, wobei
diese nicht für alle Beteiligten transparent geregelt sind.
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Konterkariert werden derartige ambitionierte Einzelinitiativen von Gemeindepolitikern
durch den starken Wettbewerb unter den Gemeinden im gesamten Untersuchungs-
raum. Dies gilt speziell, wenn es um Neuansiedlungen von Betrieben geht. So haben
ansiedlungswillige Investoren längst erkannt, dass die Bürgermeister einer Kleinregion
leicht gegeneinander auszuspielen sind. Hier ist ein Umdenken sowohl auf kommunaler
als auch auf übergeordneter Ebene erforderlich. Die interkommuale Abstimmung sol-
cher Projekte muss als Voraussetzung für die Zuteilung von öffentlichen Unterstützun-
gen definiert werden.

Doch was kann die Gemeinde nun tatsächlich im Rahmen der Unternehmerberatung
tun? Ihre Kernkompetenz besteht in den Themen Flächenwidmung, kommunale Steu-
erangelegenheiten und Baugenehmigungen. Darüber hinaus geht es vor allem um die
Weitervermittlung an regionale Behörden, Kammern oder Beratungsinstitutionen für
Spezialfragen. Wo solche Institutionen in der Ansiedlungsberatung tätig sind, sind sie
und nicht mehr die Gemeinden erste Anlaufstelle für Gründer und ansiedlungswillige
Unternehmer. Sie werden damit bei der (Jung)Unternehmer- und Förderberatung zu
wichtigen Kooperationspartnern für die Gemeinden. Die Beratung sollte allerdings so
unkompliziert und kostengünstig wie möglich organisiert sein.

Notwendig dafür ist eine bessere Abstimmung zwischen den mit Unternehmensfra-
gen betrauten Instanzen der Verwaltung bzw. zwischen staatlichen und nicht-staat-
lichen Beratungseinrichtungen. Vorab ist die Kompetenzverteilung zu klären. Es ist
sicherzustellen, dass es eine Internetseite oder Informationsstelle gibt, die einerseits
für die Gemeinden selbst und andererseits direkt für die Unternehmen tagesaktuell
über die relevante Gesetzeslage informiert.

Die Gemeindeführungen müssen sich zukünftig als kompetente Partner für die lokalen
Unternehmer platzieren, werden dabei aber sicher nie für das gesamte Spektrum an
Fragen und Anliegen aus der Unternehmerschaft zuständig und kompetent sein kön-
nen. Den Unternehmern sollte eine Kleinregion gegenüberstehen, deren Gemeinden
sich in Fragen der Standortpolitik regelmäßig abstimmen und Beratungsressourcen
bündeln. Sinnvoll wäre beispielsweise eine gemeinsame Ansprechperson für Unterneh-
mensansiedlung in der Kleinregion.

Als Ansprechpartner für Unternehmen und Gemeinden kommt den verschiedenen
Organisationen der Regionalberatung eine zentrale Rolle in der Gemeindeentwicklung
zu. So sind sie die treibende Kraft hinter der Implementierung endogener Entwicklungs-
instrumente (zB Bürgerforen), die mehr Pluralismus und basisdemokratische Mitbe-
stimmung in die Gemeinden bringen können. Regionalentwicklungsagenturen
fungieren aber genauso als Ansprechstelle für Unternehmer, fördern die Ausarbei-
tung von nachhaltigen landwirtschaftlichen und touristischen Konzepten und versu-
chen, die Gemeinden mit Tools der Strategiefindung und -umsetzung in verschiedenen
Politikbereichen vertraut zu machen.

Neben staatlichen Förderprogrammen ist es vor allem das LEADER-Programm der
EU, welches diese wichtigen Beratungsstrukturen für die ländliche Entwicklung in den
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MOEN ermöglicht und wesentliche Beratungsinhalte definiert. Durch ihre europaweite
Vernetzung betreiben die Regionalentwickler damit auch einen regen Knowhowtransfer
von den EU-15 in die neuen Beitrittsländer. Innerhalb des INTERREG-Netzwerks gibt
es beispielsweise in den Grenzregionen Österreichs mit den MOEN auch eine ver-
stärkte Zusammenarbeit zwischen Regionalberatungen auf beiden Seiten der Staats-
grenze. Auf Gemeindebene ist ein solcher Knowhowtransfer dagegen noch nicht
institutionalisiert, sondern findet allenfalls auf Ebene von informellen Kontakten statt.

Festzuhalten bleibt, dass Regionalberatungen durch ihre Fachkompetenz, ihre tenden-
zielle politische Unabhängigkeit und ihre jungen Beraterstäbe in vielen Entwicklungs-
fragen inzwischen zu einem wichtigen Partner für die Gemeinden geworden sind. Nur
mehr vereinzelt gibt es seitens der Gemeindevertreter grundsätzliche Widerstände
gegen externe Beratungsleistungen, da diese Einrichtungen nicht vorrangig mit der
staatlichen Verwaltung assoziiert werden. Die Berater selbst sehen ihre Arbeit vor allem
durch zu geringe Budgetmittel und bürokratische Hürden behindert.

These 11: Bau- und Wohnland – Grundstücke rechtzeitig sichern und
These   1: Gemeindeentwicklung ermöglichen

Statements:

„Die Flächenwidmungspläne der Gemeinden werden völlig autark er-
stellt. Auf der einen Seite ist dann ein Gewerbegebiet, auf der anderen
Seite, eineinhalb Meter daneben, eine Wohnsiedlung.“

„Wenn wir unsere Gemeinde verschönern – die Plätze in Ordnung brin-
gen, den Zustand der alten Gebäude verbessern – dann hoffe ich, dass es
wieder attraktiv wird sich hier niederzulassen und wir für unsere Bau-
grundstücke Interessenten finden.“

„Es gibt viele junge Erwachsene, die noch zuhause bei ihren Eltern woh-
nen müssen, weil sie sich aufgrund der durch ausländische Privatinvesti-
tionen gestiegenen Grundstückspreise nichts Eigenes leisten können.“

„Ausländer haben vor einigen Jahren hier Häuser gekauft. Jetzt versu-
chen viele wieder zu verkaufen, weil sie zum Schluss gekommen sind,
dass die Gemeinde zu weit entfernt liegt und es reiner Luxus wäre, ein
Haus zu erhalten, das sie einmal im Jahr für drei Wochen benutzen.“

„Als eine Engländerin ein Grundstück gekauft hat, fürchtete sich der Bür-
germeister vor dem Ausverkauf heimischen Vermögens. Das ist doch
eine europäische Staatsbürgerin. Wir sind in Europa und könnten auch in
England kaufen – wenn wir Geld hätten.“
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„Das Problem ist die ungeregelte Raumordnung. Selbst wenn jemand Ka-
pital hätte, würde er keine Baubewilligung bekommen.“

Gezielte Baulandsicherung wird von den Gemeinden im Untersuchungsraum prak-
tisch nicht betrieben. Kurioserweise werden die Gründe, warum Baulandsicherung
eigentlich betrieben werden sollte, als Gründe genannt, warum keine betrieben wird: zB
keine Geldmittel oder keine freien Grundstücke. Ein schwerwiegendes strukturelles
Problem in diesem Zusammenhang sind die vielerorts noch immer ungeklärten Eigen-
tumsfragen. Sie erschweren auch die überfällige Sanierung vieler Gebäude mit öffent-
lichen Mitteln, wofür in der ländlichen Bevölkerung überdies weitgehend das Problem-
bewusstsein fehlt.

In der Slowakei sind viele Grundstücke in Gesamthandschaft, da die Privatisierung des
Gemeinschaftsbesitzes nach der Wende mit hohem Tempo vorangetrieben wurde.
Auch in Tschechien gibt es erhebliche Rechtsunsicherheit bezüglich des Grund-
stückseigentums. Die eher langsamere Privatisierung in Slowenien führte unter die-
sem Gesichtspunkt zu besseren Resultaten. Dort gibt es allerdings bezüglich der
Raumentwicklung Widersprüche in der Gesetzgebung, die eine aktive Grundstückssi-
cherung durch die Gemeinden erschweren. Eine rasche eigentumsrechtliche Klärung
von Grundstücken auf dem Gemeindegebiet ist notwendig, um die für eine strategische
Gemeindeentwicklung nötigen verbindlichen Flächenwidmungspläne zu erstellen.

Grunderwerb durch Ausländer aus den EU-15 findet vor allem in touristisch interes-
santen Gebieten und in den wirtschaftlich erfolgreichen Regionen statt. Von einem
Trend im Untersuchungsraum kann laut Studienergebnissen allerdings nicht (mehr)
gesprochen werden, da Grundstücke bereits wieder abgestoßen werden. Wo steigende
Preise zu erwarten sind, gibt es natürlich auch Grundstücksspekulationen, ua auch
bei Restitutionsbesitz. Sie treiben die Preise in die Höhe und hemmen so die Gemein-
deentwicklung insgesamt.

Bei der Diskussion der Baulandsicherung durch die Gemeinde werden wiederum die
Fehlentwicklungen einer neoliberalen Politik besonders deutlich sichtbar. In der
Umbruchphase diente die im Rahmen der Restitutionen gesellschaftspolitisch gebo-
tene, jedoch überstürzt umgesetzte und weit reichende Privatisierung ehemals öffentli-
chen Eigentums in den MOEN als unhinterfragtes Allheilmittel. Dadurch haben
Gemeinden heute angesichts privater Spekulationen kaum Möglichkeiten, Grundstü-
cke in günstigen Lagen zu kaufen. Als Grund noch billig war, wurde nicht daran gedacht.
Grundstücksicherung erscheint nicht nur für die vorausschauende Planung von Gewer-
bezonen notwendig, sondern auch, um der jungen Bevölkerung günstige Wohnflächen
zu sichern und sie damit langfristig in der Gemeinde zu halten.
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These 12: Pluralistische Gemeindeentwicklung – Die Bürger zur politischen
These 1  : Mitbestimmung und Eigenverantwortung motivieren

Statements:

„Als Bürgermeister nehme ich auch die Opposition ernst. Wenn sie eine
gute Idee haben, dann unterstütze ich diese, weil jede gute Idee realisiert
werden soll.“

„Die Ansiedlung eines großen Betriebs ist am Widerstand der Bevölke-
rung gescheitert, weil die Vor- und Nachteile nicht offen mit den Einwoh-
nern diskutiert wurden.“

„Die älteren Entscheidungsträger haben darauf vergessen Führungsver-
antwortung an die Jungen zu übertragen. Es gibt die 50- bis 60-Jährigen

Gemeindeverantwortlichen, aber die 20- bis 30-Jährigen fehlen kom-
plett.“

„Ich gehe nicht zu Gemeindetreffen. Meistens betrifft es mich eh nicht
und beeinflussen kann ich auch nichts. Die sollen machen, was sie glau-
ben – und gut ist es.“

„Wir haben ein Gemeindeprogramm ausgearbeitet. Beim letzten Work-
shop steht plötzlich ein Herr auf und meint, etwas sei nicht berücksichtig.
Es war die gleiche Maßnahme, nur anders formuliert. Wir verstehen uns
untereinander nicht mehr, weil wir nicht kommunizieren.“

„Ich kann nicht behaupten, dass sich die Bevölkerung übermäßig stark in
die Gemeindeentwicklung einbringt. Sie erwarten die Lösung immer von
der Gemeinde.“

Die Ergebnisse der Studie legen den Schluss nahe, dass eine positive Gemeindeent-
wicklung im Untersuchungsraum eng mit der Person des Bürgermeisters verknüpft
ist. Insb in kleinen Gemeinden trifft dieser viele Entscheidungen autonom und steht bei-
spielsweise auch in direktem Kontakt mit ansiedlungswilligen Unternehmern. Unter-
schiede hinsichtlich Aktivitätsniveaus, Demokratieverständnis, unternehmerischem
Denken oder auch Mut zum Blick über den Tellerrand hängen im Wesentlichen davon
ab, inwieweit ein Kommunalpolitiker bereits vor 1989 politisch aktiv war oder aber seine
politische Laufbahn bzw. vielleicht sogar seine Ausbildung erst nach der Wende begon-
nen hat.

Gemeindeentwicklung im Untersuchungsraum als Generationenfrage zu themati-
sieren erscheint auch insofern relevant, da die junge Politikergeneration dem Know-
howaustausch, externer Regionalberatung und damit der Anwendung neuer Politikkon-
zepte tendenziell offener gegenübersteht. Neben Maßnahmen zur Ansiedlung von
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Unternehmen betrifft dies vor allem die Etablierung pluralistischer und auch transpa-
renter Entscheidungsstrukturen in der Gemeinde. Deren Notwendigkeit wird eher von
jungen Bürgermeistern und Gemeinderäten gesehen als von Politikern des alten Sys-
tems. Gerade deshalb erscheint es wichtig, das Interesse der jungen Bevölkerung an
der Gemeindeentwicklung insgesamt und speziell an der Kommunalpolitik im gesamten
Untersuchungsraum wieder zu wecken.

Politikverdrossenheit resultiert dabei nicht nur aus einer generellen Unzufriedenheit
über schlechte Lebensbedingungen, sondern oft auch aus den negativen Anschau-
ungsbeispielen, die Politiker auf verschiedenen institutionellen Ebenen für die Jugend
abgeben. Die Gemeindepolitiker sollten also durchaus ihre Funktion als Vorbilder für
die kommende Politikergeneration bedenken. Ein Feld für externe Beratung und auch
grenzüberschreitenden Knowhowaustausch zwischen Gemeindepolitikern aus Öster-
reich und den MOEN bietet sich jedenfalls in den Bereichen der politischen Bildung, der
sozialen Kompetenzen und der Managementfähigkeiten an.

Viele Aktivitäten in der Regional- und Gemeindeentwicklung passieren top-down und
werden nicht von der lokalen Bevölkerung (mit)getragen. In der realsozialistischen Zeit
waren endogene Entwicklung, persönlicher Einsatz und regionale Kooperation verpönt,
da seitens der Zentralregierung die Angst vor sich dahinter verbergenden Systemkriti-
kern bzw. Dissidenten vorherrschte. Die Auswirkungen der damals eingelernten Pas-
sivität sind zusätzlich durch kulturelle Aspekte überlagert, wodurch sich unterschied-
liche Ausprägungen von Passivität der Bevölkerung in der Gemeindeentwicklung ab-
bilden.

Die Zivilgesellschaft ist allerdings vielerorts lebendiger, als man aufgrund der Historie
annehmen würde. Es fehlt ihr aber oft an dauerhafter Organisation, was eine sub-
stanzielle Einbindung in regionalpolitische Prozesse erschwert. Darüber hinaus zeigen
die Studienergebnisse, dass Parteipolitik auf kommunaler Ebene für die Akteure von
geringer Bedeutung ist.

Um die Zivilgesellschaft zu stärken, sollten ua regelmäßige Bürgerversammlungen zu
bestimmten Themen abgehalten werden. Die gemeindepolitischen Entscheidungen
müssen transparenter und die Bevölkerung aktiver in Entwicklungsprozesse eingebun-
den werden. Die Ergebnisse würden dadurch vielleicht nicht unbedingt besser, aber die
Akzeptanz der Ergebnisse würde erhöht und ein politisches Interesse, gerade auch
bei der jungen Bevölkerung, geweckt.

Die Gemeinden warten vielfach darauf, dass die Bevölkerung Vorschläge einbringt, för-
dern aber nicht die Entstehung solcher Bottom-up-Initiativen. Es fehlt hier noch an
Maßnahmen der endogenen Regionalentwicklung, wie zB der Abhaltung regelmäßiger
und inhaltlich gehaltvoller Bürgerforen oder auch der Etablierung von Dorferneuerungs-
vereinen. Wenn es sie gibt, so erscheint die Qualität verbesserungswürdig. Kommuni-
kationskanäle zwischen Gemeindevertretung und Bevölkerung müssen stärker institu-
tionalisiert werden, wobei auch hier durch das LEADER-Programm Fortschritte erzielt
wurden.
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Entscheidungsträger beachten zu wenig, dass die Bevölkerung im Untersuchungsraum
sehr wohl eine ausgeprägte Fähigkeit zur Selbstorganisation besitzt, welche bei ent-
sprechender positiver Aktivierung für Aufgaben der Regionalentwicklung genutzt wer-
den könnte. Die Gründe dafür sind unter anderem in den zur realsozialistischen Zeit
weit verbreiteten informellen Netzwerken zu suchen. Damals war diese Form der in-
formellen, dezentralen Organisation notwendig, um die Ineffizienzen der Planwirtschaft
bei der Erfüllung typischer öffentlicher und auch privatwirtschaftlicher Aufgaben auszu-
gleichen. Auch heute noch liegt der Schluss nahe, dass selbst organisierte Gruppen mit
starken Promotoren Aufgaben in einzelnen Bereichen der Regionalentwicklung (zB
Dorferneuerung, soziale Aktivitäten) ohne den Umweg über die Gemeindeverwaltung
tatsächlich besser und schneller bewerkstelligen könnten.

Die erfolgreiche Implementierung demokratischer und pluralistischer Entschei-
dungsprozesse ist eng mit der Person des Bürgermeisters und auch der Politikergene-
ration, aus der er stammt, verknüpft. Dies umso mehr, als es in den Gemeinden des
Untersuchungsraums meistens nur eine dominierende parteipolitische Gruppierung
gibt. Von seiner politischen und weltanschaulichen Grundeinstellung sowie sozialen
Führungsqualität hängt es ab, ob der Bürgermeister das richtige Gleichgewicht findet,
Opposition, Bürgerlisten, Unternehmer und Bevölkerung in Entscheidungsprozesse mit
einzubeziehen, aber genauso wichtige Entscheidungen autonom zu treffen und sie
konsequent gegen externe Einflussnahme durchzusetzen.

Pluralistische und demokratische Einstellungen von Akteuren in den Gemeinden ste-
hen wiederum in engem Zusammenhang mit den involvierten Generationen. Vor allem
sollte der Einstieg einer jungen Kommunalpolitikergeneration verstärkt gefördert
werden, da hier kreatives Potenzial zur Lösung aktueller Probleme schlummert. Dazu
muss das Engagement in der Gemeindepolitik für die Jungen aber wieder interessant
gemacht werden, was beispielsweise durch deren frühzeitige Einbindung in Entschei-
dungsprozesse in der Gemeinde gelingt.

Wenn eine demokratische und offene Grundeinstellung bei den Entscheidungsträ-
gern gegeben ist, kann eine Reihe von Maßnahmen zur Verbesserung der Transparenz
in der Gemeindepolitik folgen: Dazu gehören die oben erwähnten regelmäßig einberu-
fenen Bürgerforen, der Grundsatz der offenen Tür im Gemeindeamt, Gemeindepublika-
tionen mit unterschiedlichen Sichtweisen auf die Gemeindeentwicklung, eine
transparente Informationspolitik hinsichtlich der Absichten und Beschlüsse der
Gemeinde, das individuelle Bürgergespräch oder auch Diskussionsforen im Internet.
Es soll eine breitere Beteiligung der Bevölkerung an Entscheidungsprozessen ermög-
licht werden.

Wie auch in der EU-15 ist die Konsequenz aus Staats- und Marktversagen die Suche
nach neuen kooperativen Steuerungsstrukturen in der Gemeinde- und Regionalent-
wicklung. Diese Initiativen münden in der Zusammenarbeit von staatlichen Akteuren mit
Betrieben und Organisationen der Zivilgesellschaft. Ob die aktuelle politische Debatte
über das Schlagwort Governance hinausgeht und tatsächlich zur Etablierung neuer
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demokratischer und pluralistischer Steuerungsstrukturen führt, darf – nicht nur für den
Untersuchungsraum der Studie, sondern die gesamte EU – durchaus mit Skepsis gese-
hen werden. Wenn, dann scheint allerdings die Gemeinde oder die Kleinregion auf-
grund der geringeren Umweltkomplexität noch am ehesten für derartige Steuerungs-
modelle geeignet zu sein. Im Gegensatz zu Österreich gibt es in den Untersuchungslän-
dern jedenfalls keine Tradition eines gesellschaftlich-liberalen Korporatismus, wie er
beispielsweise durch die österreichische Sozialpartnerschaft repräsentiert wird. Dem-
gegenüber steht jedoch eine schlagkräftigere Tradition von zivilgesellschaftlichen
Bewegungen.

These 13: Unternehmensgründung und Innovation – Betriebliche Innovation
These 1: und regionale Unternehmenskooperation ermöglichen

Statements:

„Es gibt keine Gründer, die nicht wissen, an wen sie sich mit Fragen wen-
den sollen. Wer nichts darüber weiß, fangt gar nicht erst an.“

„Einst gab es hier das erste Kino in der Umgebung, das erste Schwimm-
bad und Telefon. Seit damals haben wir uns etwas ausgeruht.“

„In den kleinen Siedlungen findet man Zukunftstechnologien höchstens
auf dem Niveau eines ferngesteuerten Garagentores.“

Wenn Gemeindevertreter im Untersuchungsraum über Unternehmen und deren Pro-
bleme sprechen, dann meinen sie oft die ansässigen landwirtschaftlichen Betriebe und
weniger die Gewerbebetriebe. Während die gewerblichen Strukturen im ländlichen
Raum nämlich schwach ausgeprägt sind, findet sich in allen untersuchten Gemeinden
eine starke landwirtschaftliche Betriebsstruktur.

Die gezielte Unterstützung von Neugründungen von Klein- und Mittelbetrieben wird
seitens der Gemeinden kaum forciert. So werden Gründungsunternehmer vor allem
durch Regionalberatungen unterstützt. Daneben existieren Inkubatoren sowie Indu-
strieparks, die sich allerdings meist bereits im Umfeld von Ballungsräumen befinden.
Was fehlt, sind regionale Strategien der Gründungs- und Innovationsförderung, die auf
die Besonderheiten des ländlichen Raums Rücksicht nehmen.

Eine als Patentlösung fehlinterpretiere Strategie, um Innovationen und Arbeitsplätze in
Kleinregionen zu schaffen, zeigt sich vielerorts in dem Versuch, Großbetriebe anzuzie-
hen und diese mit den ansässigen produzierenden Betrieben, aber auch der Landwirt-
schaft zu vernetzen. Die Notwendigkeit einer diversifizierten lokalen Wirtschafts-
struktur wird nicht gesehen. Ebenso nicht die Problematik der durch diese Strategie
entstehenden Abhängigkeit von einzelnen Großbetrieben und einzelnen Branchen. In
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Ungarn ist es vor allem der Sektor der erneuerbaren Energien, in welchem derartige
Vernetzungsstrategien verfolgt werden und sich auch bereits in der Umsetzungsphase
befinden. Dies ist insofern kritisch zu sehen, als die Zukunftsaussichten dieses Indu-
striezweigs aufgrund aktueller Entwicklungen immer unklarer werden.

Für Beschäftigte aus sterbenden Industriezweigen bzw. Großbetrieben gibt es kaum
soziale und auch wirtschaftliche Auffangnetze, weil die Wirtschaftsstrukturen bis
heute nicht diversifiziert wurden. Geht ein Großbetrieb verloren, finden die freigesetz-
ten Arbeitskräfte keine Alternativanstellung in der Region. Außer der Förderung der
Landwirtschaft und in den letzten Jahren verstärkt des ländlichen Tourismus gibt es
keine gezielten auf den Aufbau anderer Branchen gerichteten Aktivitäten auf kommuna-
ler Ebene.

Die Unternehmer im Untersuchungsraum sehen eine wesentliche Hürde für betriebli-
che Innovationen in der Kapitalbeschaffung (ua hohe Kreditzinsen und -sicherheiten).
Die Verteilungspraxis öffentlicher Förderungen für Betriebsmittel wird, zB in Ungarn,
überdies als ineffizient beschrieben.

Ein wesentliches Hindernis für eine aktive Ansiedlungspolitik der Gemeinden und
Regionalberatungen ist die Abwanderung qualifizierter Arbeitskräfte in die Städte
und ins Ausland. Zusätzlich mindert die schwach ausgebaute und veraltete Verkehrsin-
frastruktur die Attraktivität der Standorte im ländlichen Raum. In Slowenien behindern
überdies die – besonders in touristischen Gebieten – hohen Grundstückspreise die
Neuansiedlung von Unternehmen.

Besonders problematisch erscheint, dass es in der Wirtschaftspolitik auf kommunaler
Ebene in den Kleinregionen keine abgestimmten Strategien gibt. Mehr noch, es fehlt oft
jegliches Verständnis der Entscheidungsträger für die Notwendigkeit interkommu-
naler Zusammenarbeit in der Wirtschaftspolitik, wie zB die Entwicklung interkommu-
naler Betriebsgebiete. Wenn es funktionierende Betriebsgebiete gibt, dann in der Nähe
der Ballungszentren. Derartige Projekte werden jedoch nicht auf lokaler Ebene entwi-
ckelt und streben keine gemeindeübergreifende Lösung an. Im ländlichen Raum han-
delt es sich bei Gewerbezonen damit oft um Insellösungen, die aufgrund der fehlenden
Einbettung in die umgebenden Strukturen von den Betrieben dann auch schwach ange-
nommen werden. Die extreme Wettbewerbshaltung der Gemeinden in Fragen der
Standortpolitik verleiht den Investoren zudem große Verhandlungsmacht. Die Möglich-
keit, die Gemeinden in Verhandlungen gegeneinander auszuspielen, schadet der Klein-
region.

Die Analysen im Rahmen dieser Studie zeigen, dass die Rolle der Landwirtschaft
alleine schon aufgrund der grundlegenden strukturellen Gegebenheiten auch in
Zukunft entscheidend für die Gemeindeentwicklung sein wird. Hier gilt es kooperative
Strategien zu finden, um eine wettbewerbsfähige kleinbetrieblich strukturierte Land-
wirtschaft zu erhalten. Zielführend erscheinen in diesem Zusammenhang beispiels-
weise branchenübergreifende Kooperationen, die sich auf die Produktion regionaler
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Besonderheiten in den Bereichen Lebensmittel und Handwerk konzentrieren, wodurch
die beteiligten Unternehmen auch eine verbesserte Wettbewerbsposition gegenüber
ausländischen Handelsketten einnehmen könnten.

Die Gemeinden könnten beim Aufbau zwischenbetrieblicher Kooperationen in
Abstimmung mit den auf diesem Feld bereits aktiven Regionalberatungen durchaus
eine Schlüsselrolle einnehmen. Kooperationen zwischen regionalen Unternehmern
sollten unterstützt werden. Entsprechende Maßnahmen sind: die Organisation von
Informationsveranstaltungen, die Weitervermittlung an kompetente Kooperationsbe-
gleiter oder auch die Förderung lokaler Verkaufsstellen, wie sie im Untersuchungsraum
bereits vereinzelt anzutreffen sind. Auf der mentalen Ebene der Unternehmer wirkt sich
dagegen noch immer hemmend aus, dass Begriffe wie Kooperation oder Genossen-
schaft aus der kommunistischen Zeit nach wie vor negativ besetzt sind und die Rolle
von Umfeldakteuren (zB Regionalpolitiker, Interessenvertretungen) mitunter skeptisch
gesehen wird.

Schließlich sollte auch in der Bildungspolitik der Hebel für regionale Innovationen
angesetzt werden. Hier gilt es die jüngere Bevölkerung für das Unternehmertum zu
begeistern. Bildung hatte in den MOEN schon während des Kommunismus einen hohen
Stellenwert. Die Schulen als Träger des lokalen Knowhows gilt es auch für Fragen des
Unternehmertums und der Innovation zu nutzen. Der Austausch zwischen ansässigen
Unternehmern und lokalen Bildungseinrichtungen sollte forciert werden. In den Schu-
len können die Unternehmer die lokalen Wirtschaftstraditionen einbringen. Anderer-
seits können Bildungseinrichtungen die praktische Erfahrung der Unternehmer mit
aktuellem Wissen anreichern. Dabei sollte die Vermittlung eines modernen Unterneh-
mertums angestrebt werden, das der Pflege der lokalen Wirtschaftstradition ver-
pflichtet ist, die lokalen Gegebenheiten als unternehmerische Gelegenheiten zu nützen
versteht und diese Besonderheiten als Wettbewerbsvorteile kommunizieren kann. In
diesem Zusammenhang bieten sich auch Businessplanwettbewerbe zum Thema
„nachhaltige Regionalentwicklung“ an. Dennoch werden Strategien in der betriebswirt-
schaftlichen Aus- und Weiterbildung nur dann erfolgreich sein, wenn in diesem Bereich
eine Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden auf regionaler Ebene gelingt.

These 14: Interkommunale Kooperation – Mehr Zusammenhalt und
These 1: weniger Konkurrenzdenken zwischen Gemeinden stärkt
These 1: Kleinraum und Region

Statements:

„Mir hat ein Bürgermeister gesagt, dass er es nicht gerne sieht, dass in
seiner Gemeinde ein großer Diskont-Supermarkt gebaut wird. Er würde
stattdessen lieber kleinere Geschäfte im Ortskern fördern. Aber er hat
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Angst davor, dass der Supermarkt dann in die Nachbargemeinde geht
und seine Bevölkerung ihn dafür abstraft.“

„Wenn man heute einen Gemeindebürger fragt, weiß er nicht einmal, was
sich bei uns in der Gemeinde tut und erst recht nicht, was in der Nachbar-
gemeinde los ist.“

„Ich denke, dass es zukünftig nicht mehr in jeder kleinen Gemeinde einen
hauptberuflichen Bürgermeister geben wird. Ich traue mich auch zu sa-
gen, dass es unnötig ist, dass in einer kleinen Gemeinde Bürgermeister
und Personal täglich anwesend sind, damit zwei Bürger am Tag ihre

Angelegenheiten erledigen können. Das ist ein Luxus, den sich das Land
finanziell nicht mehr leisten kann. Es wird stattdessen einen Hauptbür-
germeister und Vizebürgermeister in der Kleinregion geben.“

„Zuerst wollen sie von einem Projekt nichts wissen. Wieder und wieder
habe ich es angepriesen. Dann, wenn sie es in den Medien sehen, wären
sie gern dabei.“

„Solange es nur darum geht über gemeinsame Zukunftsvisionen zu re-
den, funktioniert es wunderbar. Wenn das Ganze dann dingfest gemacht
werden soll, treten die Gegensätze plötzlich wieder in den Vordergrund.“

„Hier gibt es keine lange Tradition der regionalen Zusammenarbeit. Wenn
früher zwei Gemeinden für sich etwas machen wollten, dann hat die Zen-
tralregierung Angst bekommen, ob da vielleicht Dissidenten am Werk
sind.“

Die Notwendigkeit der interkommunalen Zusammenarbeit in der Gemeindeent-
wicklung wird von den Entscheidungsträgern öffentlich bekundet. Konsequent umge-
setzt wird der Gedanke allerdings nur im Bereich des Tourismus. Hier leuchten den
Verantwortlichen die Vorteile der Bündelung von Ressourcen ein, und Fortschritte bzw.
Erfolge sind relativ schnell erkennbar. Ansatzweise findet interkommunale Kooperation
auch in den Bereichen Infrastruktur, Sozial- und Bildungswesen sowie Kultur statt. Hin-
ter jedem positiven Kooperationsbeispiel stehen allerdings immer auch monetäre
Anreize durch Förderprogramme und starke Promotoren. Des Weiteren geht es bei der
interkommunalen Kooperation unterschwellig auch um das Prestige für die Gemeinden
und die Bürgermeister.

Ansonsten kämpfen speziell bei Unternehmensförderungen und Standortpolitik die
Gemeinden im Untersuchungsraum für sich alleine und gegeneinander. Der Wettbe-
werbsgedanke wird häufig übertrieben gelebt. Während die traditionellen Marktwirt-
schaften Europas in der Regionalpolitik wieder stärker kooperative Elemente
integrieren, sieht man im Untersuchungsraum den Wettbewerb in fast allen Politikfel-
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dern als rein positiv besetzte Handlungsmaxime – und damit auch in der Gemeindeent-
wicklung. Ein übertriebenes Wettbewerbsdenken zwischen den Gemeinden ist
auch die Folge einer jahrzehntelangen willkürlichen Verteilungspolitik der realsozialisti-
schen Regime.

Wenn es um interkommunale Kooperation geht, so erscheint im Untersuchungsraum
auch die Zusammenlegung der Verwaltungseinrichtungen notwendig. Die fachliche
Ausbildung von Gemeinderäten und -bediensteten reicht oft nicht aus, um fundierte
Entscheidungen für eine nachhaltige Gemeindeentwicklung treffen zu können (zB
Betriebsansiedlungen, Sozial- und Ausbildungsmaßnahmen). Die regionalen Poten-
ziale für den Aufbau notwendiger Fachkompetenzen (zB Betriebswirtschaft, Recht)
sollten daher gebündelt werden. Größere Verwaltungseinheiten verfügen über ausrei-
chende Ressourcen, um die Qualität der Entscheidungen und Beratung gewährleisten
zu können. Allerdings ist auf die Gefahr bürokratischer Trägheit hinzuweisen.

Eine verstärkte Verwaltungszusammenlegung ist überdies auch aus Effizienzgrün-
den sinnvoll. Die Gemeinden im Untersuchungsraum leiden unter notorischen Budget-
problemen. Durch interkommunale Gemeindeämter und Schulzentren könnten Budget-
mittel eingespart werden. Wenn allerdings die Qualität der angebotenen regionalen
Leistungen nicht verbessert wird, besteht die Gefahr eines verminderten Lebensstan-
dards der Bewohner in den Einzelgemeinden durch den Verlust der angesprochenen
Infrastruktur. Zudem stellen die durch Behördenzusammenlegungen verloren gehen-
den Arbeitsplätze eine Belastung für den lokalen Arbeitsmarkt dar.

Bei solchen Konzentrationen von Infrastruktureinrichtungen versuchen Bürgermeister
oft diese Einrichtungen in die eigene Gemeinde zu bekommen, was wiederum das
Wettbewerbsdenken fördert. Die Zusammenlegung ist nur durchsetzbar, wenn die
Regionalentwicklung noch zentralistisch organisiert ist. Sind die Gemeinden mit größe-
rer Autonomie ausgestattet, ist eine derartige Reform kaum möglich. Abgesehen vom
angestrebten Bürokratieabbau und einer höheren Flexibilität, ist hinter einem solchen
dezentralen Governance-Ansatz bei genauerer Betrachtung eine neoliberale Regio-
nalpolitik sichtbar. Die Gemeinden sehen sich einem verstärkten Wettbewerb ausge-
setzt, da es dann darum geht den attraktivsten Standort mit den attraktivsten
Rahmenbedingungen für Unternehmen anzubieten. Ihre Autonomie und die zur Verfü-
gung stehenden Fördermittel beschränken sich damit im Wesentlichen auf diesen
Zweck. In wichtigen Fragen der Lebensqualität der lokalen Bevölkerung (zB soziale
Sicherheit, günstige Baugründe) sind die Gemeinde bzw. die staatlichen Institutionen
kaum mehr handlungsfähig.

Um die interkommunale Zusammenarbeit im Untersuchungsraum nachhaltig zu veran-
kern, ist es wichtig, die Interaktion zwischen Gemeindevertretern aus den einzel-
nen Gemeinden in einer Region zu institutionalisieren. Als positives Beispiel kann die
regelmäßige Abhaltung eines Bürgermeisterrats in den slowenischen Kleinregionen
genannt werden. Fördermittel als zentraler Anreiz für Kooperationen müssen einem
echten Bewusstsein für die Vorteile der regionalen Zusammenarbeit weichen. Nur dann
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sind den Beteiligten der Bestand der Kooperation, die Kooperationspartner und die
kooperativ verfolgten Ziele ein persönliches Anliegen.

Wie kann aber ein Impuls von außen so gesetzt werden, dass innere Impulse (zB Stär-
kung der Eigeninitiative der Bevölkerung in Belangen der Gemeindeentwicklung)
ermöglicht werden, ohne bei der Bevölkerung und Unternehmerschaft wiederum ein
Gefühl des Zwangs zu erzeugen? Die von staatlicher Seite angeordnete Neustrukturie-
rung der Regionen in Ungarn und Slowenien bringt Assoziationen der realsozialisti-
schen Politik mit sich und führt eher nicht zur Entstehung regionaler Kooperationskultu-
ren, da sie von der Basis nicht mitgetragen wird.

Verbindlichkeiten zu schaffen und diese auch im Rahmen der regionalen Projektumset-
zung einzufordern, wird am ehesten durch ein regional verankertes Projektmanage-
ment gelingen, das von den Betroffenen als unabhängig empfunden wird. Dies
impliziert einen verstärkten Knowhowtransfer seitens der Regionalberatungen an die
Gemeindevertretungen im Untersuchungsraum. Die Regionalberatungen ihrerseits
müssen allerdings in diesem Fall auch finanziell und fachlich über ausreichende Res-
sourcen verfügen. Als Ergebnis sollten regionale Gremien transparent Projekte erarbei-
ten, die in Gemeindeentwicklungspläne eingebettet und interkommunal verbindlich
abzustimmen sind.

Somit bleibt die Hoffnung, dass die extern angetriebenen Kooperateure die Vorteile der
Kooperation erkennen und das Prinzip verinnerlichen. Auch dieses Themenfeld eignet
sich sichtlich für einen internationalen Erfahrungsaustausch, da für die Gemeinden in
den MOEN Best-Practice-Beispiele aus dem benachbarten Ausland durchaus neue
Einsichten in die Kooperationsproblematik liefern könnten.

These 15: Gemeindeentwicklung am Plan – Entwicklungspläne professionell
These 1: und ganzheitlich konzipieren

Statements:

„Heute ist es in Gemeinden große Mode Zehnjahrespläne zu machen, was
ich für ganz abwegig halte. Das hatten wir hier schon in der Vergangen-
heit. Man weiß oft nicht, was morgen sein wird, umso weniger weiß man,
was in fünf oder zehn Jahren sein wird.“

„Wenn eine Gemeinde Mittel aus dem EU-Fonds beantragt, braucht sie ei-
nen Entwicklungsplan. Der Plan wird zu 75 Prozent zu diesem Zweck er-
stellt.“

„Betreibt die Gemeinde Initiativen im Alleingang, kommt nichts dabei he-
raus. Die gesamte Gemeinschaft muss daran interessiert sein und an ei-
nem konkreten Projekt arbeiten.“
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„In dieser budgetären Situation klingt es lächerlich über vorausschauen-
de Wirtschaftspolitik zu reden. Ich stopfe ein Loch, indem ich ein anderes
aufmache.“

„Meine Erfahrung zeigt mir, dass sich Entwicklungspläne meist auf Wahl-
versprechen beschränken und selten deren Einlösung zum Ziel haben.“

„Die Gemeinden erstellen keine Strategien, wenn sie dazu nicht gezwun-
gen werden.“

Das Bewusstsein für die Notwendigkeit umfassender Entwicklungsplanung ist in
den Untersuchungsländern oft vorhanden, es fehlt aber einerseits das Knowhow solche
auszuarbeiten und andererseits das Commitment für eine konsequente Umsetzung.
Bei den existierenden Gemeindeentwicklungskonzepten fehlen daher auch der integra-
tive Charakter (dh Verknüpfung mehrerer Politikbereiche) und die langfristige Orientie-
rung. Stattdessen dominiert in den Gemeinden bei der Planung eher eine kurzfristige
Sicht, die oft speziell auf konkrete Ausschreibungen oder höchstens auf eine Legisla-
turperiode ausgerichtet ist. Dabei sind kurzfristige Anpassungen vor Wahlen durch-
aus üblich. Darüber hinaus kommt es teilweise zu Überschneidungen und
Widersprüchen einzelner Pläne auf kommunaler, regionaler und nationaler Ebene.

Existieren fundierte Entwicklungsprogramme für Kleinregionen, wie zB in Slowenien,
stehen dahinter meistens die Regionalberatungen mit ihrer Expertise. Für eine inter-
kommunale Planung erscheinen die Gemeinden selbst zu passiv bei Entwicklung und
Umsetzung. Es bleibt eine weitgehend unverbundene, wenig konsistente Entwicklungs-
planung im Untersuchungsraum.

Die Gründe für mangelhafte Entwicklungskonzepte sind zum einen in einer zentra-
listischen Planungstradition zu suchen, die in Ungarn bis heute fortgesetzt wird. Inhalte
werden dabei von übergeordneter Ebene breitflächig vorgegeben und nicht auf die
Gegebenheiten in einzelnen Regionen abgestimmt. Zum anderen geht die fehlende
Professionalität in der Strategieerarbeitung der Gemeindevertreter auch auf Struktur-
probleme in der Verwaltung zurück. So fehlt es auf Gemeindeebene an ausreichend
geschulten Spezialisten, während auf regionaler und nationaler Ebene Doppelkapazi-
täten aufgebaut wurden.

In Zukunft gilt es verstärkt strategische Planungstools in der Gemeindeentwicklung
einzusetzen. Um die diesbezügliche Kompetenz der Gemeindevertreter zu verbessern,
bedarf es ebenso eines intensiven Knowhowtransfers von den nationalen und regiona-
len auf die kommunale Ebene ebenso wie zwischen Gemeinden über die Nationalgren-
zen hinweg. Gleichzeitig müssen Kommunikationskanäle institutionalisiert werden, die
Informationen über die Gegebenheiten und Bedürfnisse der einzelnen Kleinregionen
an Entscheidungsträger auf regionaler und nationaler, aber auch EU-Ebene bereitstel-
len. Ein solches Wissensmanagement dürfte im Übrigen auch für den österreichischen
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Kontext notwendig sein. Die auf diesem Feld tätigen Regionalberatungen sollten dabei
noch stärker durch regionale Forschungs- und Bildungseinrichtungen sowie internatio-
nale Kooperationsprogramme unterstützt werden.

These 16: Zentraleuropäische Perspektive – Ähnlichkeiten der Heraus-
These 1: forderungen der Gemeindeentwicklung als Potenzial für gegen-
These 1: seitiges Lernen im zentraleuropäischen Raum

Statements:

„Offensichtlich haben die Leute erst ab einer bestimmten Entwicklungs-
stufe Verständnis für die Probleme der anderen. Bis dahin kann man sie
nur unter ‚Zwang‘ bzw. durch Förderungen zur Zusammenarbeit bringen.“

„Man kann es den Menschen nicht übel nehmen, wenn sie keine Eigenin-
itiative zeigen. Sie haben 40 Jahre lang auf eine bestimmte Art gelebt. 40
Jahre lang hat gegolten: Wer den Kopf aus der Reihe streckt, dem wird er
abgeschlagen.“

„Ich sehe das LEADER-Programm als starken Katalysator der ländlichen
Entwicklung.“

Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass Österreich und die MOEN hinsichtlich ihrer
Rahmenbedingungen für wirtschaftspolitische Maßnahmen auf kommunaler Ebene
größere Ähnlichkeiten aufweisen, als man gemeinhin annehmen würde. So befinden
sich die Untersuchungsregionen dieser Studie seit jeher in einem sozialen, kulturellen
und wirtschaftlichen Austausch, der auch Österreich – den Untersuchungsraum der
Vorstudie – mit einschließt. Ein zentrales Ergebnis der Studie ist, dass sich die – nicht
immer friktionsfreien – Interaktionen im Laufe der Geschichte auch in die kommuna-
len Strukturen nachhaltig eingeprägt haben und so zu durchaus ähnlichen Ausprä-
gungsmustern auf individueller wie auch institutioneller Ebene führten. So sind bei-
spielsweise heute noch deutsche, slawische und sogar ungarische Einflüsse im sozia-
len und kulturellen Gemeindeleben über den gesamten Untersuchungsraum hinweg zu
beobachten. Die Lebenswelten der Gemeindebewohner in den unterschiedlichen
Untersuchungsgemeinden sind andere, weisen aber doch starke Gemeinsamkeiten
auf und stehen so miteinander in Beziehung.

Durch den europäischen Integrationsprozess und die Osterweiterung der EU wird die
Interaktion auf politischer, kultureller und vor allem wirtschaftlicher Ebene reaktiviert
bzw. neu etabliert. Ähnlichkeiten der Bedürfnisse und Verhaltensweisen der Bewohner
sind dabei natürlich auch im Kontext der Herausbildung einer neuen europäischen,
wenn nicht sogar globalen Gesellschaftsstruktur zu sehen, deren Mitglieder mit Eng-
lisch inzwischen auch eine gemeinsame Sprache gefunden haben. Die Hegemoniebe-
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strebungen bestimmter Volksgruppen stellen im Unterschied zu früheren Epochen
kaum mehr ein Hindernis für den grenzüberschreitenden Austausch im Untersu-
chungsraum dar.

Es ist gerade der Prozess der Globalisierung, welcher die ländlich geprägten Gemein-
den im zentraleuropäischen Raum mit ganz ähnlichen Herausforderungen bei der
Schaffung von Rahmenbedingungen für Klein- und Mittelbetriebe konfrontiert. Charak-
teristisch für die meisten Gemeinden in den MOEN sind immer noch infrastrukturelle
Probleme (zB Kommunikations- und Verkehrsinfrastruktur) als Folge einer planwirt-
schaftlichen und zentralistischen Regionalpolitik. Die ländlichen Gemeinden im
Untersuchungsraum leiden heute unter einem jahrzehntelang angestauten Modernisie-
rungsbedarf. Darin liegt wiederum einer der markanten Unterschiede zu den Herausfor-
derungen österreichischer Gemeinden.

Die negativen Folgen einer zunehmend neoliberalen Wirtschaftspolitik sind dagegen
hier wie dort spürbar, indem es zu einem „Aushungern“ öffentlicher Dienstleistungen
sowie einer „Scheinintegration“ zivilgesellschaftlicher Organisationen kommt. Die
Abhängigkeit von privaten Investoren bei Entwicklungsfragen auf Gemeindeebene
wirft zudem ein demokratiepolitisches Problem auf, weil die Bevölkerung kaum mehr
über die tatsächlichen Entscheidungsträger und deren Programme bestimmen kann.
Durch den Rückzug der öffentlichen Hand aus zahlreichen Bereichen der Finanzie-
rung kommunaler Aufgaben bildet sich eine „Wer zahlt schafft an!“-Kultur heraus, die
das soziale Gefüge im Untersuchungsraum gefährdet und die Frustration und das Des-
interesse der Bevölkerung bezüglich der Gemeindeentwicklung nährt.

Es spricht vieles dafür, Zentraleuropa verstärkt als einen gemeinsamen Entwick-
lungsraum zu betrachten, in dem sich die darin befindlichen Kleinregionen aufgrund
ähnlicher Problemlagen vernetzen und auch grenzüberschreitende Entwicklungsstra-
tegien ausarbeiten. Bei der Raumentwicklung wirken dabei verschiedene Ebenen mit,
auf welchen jeweils spezifische Maßnahmenbündel zur Etablierung einer zentraleuro-
päischen Regionalentwicklung umgesetzt werden müssen. Beispielhaft ist in diesem
Zusammenhang das INTERREG-Programm zu nennen, eine Gemeinschaftsinitiative
des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) zur Förderung der Zusam-
menarbeit zwischen den Regionen der EU.

International agierende Unternehmen haben die Gemeinsamkeiten des zentraleuropäi-
schen Raums im Rahmen ihrer Marktbearbeitungsstrategien schon früh erkannt und
großteils erfolgreich berücksichtigt. Es ist an der Zeit, dass diese Sichtweise auch von
der Politik in Europa und den betroffenen Nationalstaaten internalisiert wird und
gemeinsame Strategien für die wirtschaftliche Entwicklung auf kommunaler Ebene fol-
gen. Um das zu ermöglichen, muss jedoch der nationalstaatliche Egozentrismus
sowie das Kirchturmdenken regionaler und kommunaler Entscheidungsträger über-
wunden werden. Jede Gemeindeführung sollte das eigene Handeln in einem größeren
Ganzen verstehen. Identitässtiftend dürfen dabei nicht mehr die Abgrenzung zu ande-
ren Räumen, sondern die Gemeinsamkeiten sein. Dazu sind von europäischer und
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nationaler Ebene weitere Anreize zu schaffen, um eine grenzüberschreitende Vernet-
zung der ländlichen Gemeinden in Zentraleuropa zu fördern.

These 17: Wechselseitiger Knowhowtransfer – Kritische Auseinander-
These 1: setzung mit den eigenen Gegebenheiten als Grundlage für die
These 1: Übernahme erfolgreicher Muster

Statements:

„Einst waren die Gemeinden bürokratische Verwaltungseinheiten, jetzt
sollen sie auch Entwicklungsfunktion besitzen. Die Gemeinden lernen
erst noch, aber es geht voran.“

„Nein, ich bin kein Optimist, das wird noch lange dauern.“

Ausgehend von den eben dargelegten Argumenten, sollte es zwischen den Gemeinden
in Zentraleuropa zu einem wechselseitigen Knowhowtransfer kommen, der allerdings
nicht die bloße Übertragung von Entwicklungskonzepten von einer Kleinregion auf die
andere zum Ziel haben darf. Besonders kritisch zu sehen ist eine Praxis des unreflek-
tierten Transfers von Entwicklungsstrategien aus Regionen der EU-15 in den Untersu-
chungsraum.

Zum einen erscheint es höchst fragwürdig, „positive Entwicklung“ per se mit jener regio-
nalpolitischen Praxis gleichzusetzen, die in wirtschaftlich „höher entwickelten“ Ländern
stattfindet. Es geht vor allem darum, dass Kleinregionen individuell an ihre Gegeben-
heiten und Bedürfnisse angepasste Entwicklungsstrategien definieren und sich nicht –
zB aufgrund von Förderrichtlinien – an Kennzahlen von Vergleichsregionen anpassen
und damit deren Strukturen unreflektiert übernehmen.

Gerade in den MOEN sind die negativen Folgen standardisierter, am Reißbrett entwi-
ckelter regionalpolitischer Konzepte zu beobachten. Diese Konzepte wurden auf die
Räume „gestülpt“, ohne die ansässige Bevölkerung in die Entwicklungsprozesse mit
einzubeziehen. Statt einer Vervielfältigung von in anderen Gemeinden erfolgreichen
Maßnahmen bedarf es eines intereuropäischen, und speziell wiederum zentraleuropäi-
schen Knowhowtransfers, im Zuge dessen den Gemeinden im Untersuchungsraum in
erster Linie das Möglichkeitsspektrum wirtschaftspolitischer Maßnahmen auf
kommunaler Ebene näher gebracht wird. Es geht um die Vermittlung von Wissen über
verschiedene Werkzeuge kommunaler Wirtschaftspolitik sowie deren Anwendung. Der
Knowhowtransfer soll den Zielgemeinden nicht den Entwicklungspfad vorgeben, son-
dern Wege aufzeigen, wie jede Gemeinde ihren ganz individuellen Entwicklungspfad
finden und konsequent verfolgen kann.
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Hier können auch die österreichischen Gemeindevertreter von ihren Kollegen in den
MOEN lernen, zB wie Gemeindepolitik unter schwierigen strukturellen Rahmenbedin-
gungen betrieben werden kann. Gemeindevertreter im Realsozialismus und später in
den Jahren der Transformation waren infolge der Mangelwirtschaft in besonderem
Maße mit dem Problem knapper Ressourcen konfrontiert. Auch die Erfahrungen aus
dem Transformationsprozess können wertvolle Einsichten für österreichische Gemein-
den bieten, die mit strukturellen Umbrüchen in der lokalen Wirtschaftsstruktur konfron-
tiert sind.

Bei der Evaluierung der Übertragbarkeit einzelner in Österreich erfolgreicher wirtschafts-
politischer Maßnahmen auf kommunaler Ebene darf nicht auf die allgemeine Problema-
tik der kontextuellen Einbettung von Strategien vergessen werden. Sowohl die von
Gemeinden gesetzten Maßnahmen als auch die von den ansässigen Unternehmen ver-
folgten Strategien entfalten erst in ihrem Zusammenwirken mit dem spezifischen Kon-
text ihre Wirkung. Wie die Faktoren der – gerade in ländlichen Kleinregionen stark
überlappenden – Bereiche Verwaltung, Unternehmen, Bevölkerung ineinander greifen
und welche Einflüsse dabei von außerhalb auf die Kleinregion einwirken, entscheidet
darüber, ob die Kleinregion eine erfolgreiche oder weniger erfolgreiche Entwicklung
nimmt.

Daher müssen positive Erfahrungen zuerst aus ihrem ursprünglichen Entstehungs-
kontext herausgelöst werden, um sie übertragbar zu machen. Dafür sind die hinter
den beobachteten Entwicklungen stehenden Ursachengefüge zu verstehen und die
Voraussetzungen für die Entfaltung der angestrebten Wirkungen der konkreten Maß-
nahme zu isolieren. Sodann können die Zielregionen auf das Vorhandensein dieser
Voraussetzungen geprüft werden. Tatsächlich jedoch verhalten sich soziale System
nicht derart prognostizierbar, wodurch die Implementierung einzelner Maßnahmen
auch bei Vorliegen der identifizierten Wirkungsvoraussetzungen scheitern kann. Die
Wirkungszusammenhänge sind bei weitem zu komplex, um sämtliche Variablen und
deren Beziehungen erfassen zu können. Jede Maßnahme darf daher nur als abstrak-
ter Strategietyp verstanden werden, der von den Akteuren in der Kleinregion erst kon-
kretisiert werden muss. So verstanden, stellt der internationale Wissenstransfer
zwischen Gemeinden eine kritische Auseinandersetzung mit den erfolgreichen Mus-
tern (zB aus Österreich) dar. Die Einbettung einer Maßnahme in den spezifischen Kon-
text liegt in der Verantwortung der Entscheidungsträger und der Betroffenen.

Welche Maßnahmen für ländliche Gemeinden im Untersuchungsraum attraktiv erschei-
nen, um günstige Rahmenbedingungen für Klein- und Mittelunternehmen zu etablieren
und so positive Impulse für lokale Wirtschaftsstruktur zu setzen, zeigen die Ergebnisse
der Studie. Damit bieten wir einerseits den Gemeinden in den MOEN eine qualifizierte
Auswahl an möglichen Maßnahmen und andererseits den österreichischen Gemein-
den und Unternehmen wertvolle Informationen über die Gegebenheiten in den mittel-
und osteuropäischen Nachbargemeinden. Dies bietet Ansatzpunkte für eigene Initiati-
ven für eine zentraleuropäische Gemeindeentwicklung.
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